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Vorwort

Am 27. Mai 1998, ein Jahr und 2 Monate nach der ersten Montagsdemo, beim Plenum des Bündnisses gegen Sozialabbau wurde beschlossen, die Montagsdemos bis auf weiteres auszusetzen. Das Montage-Team hatte einen entsprechenden Vorschlag dazu am 18.5. im Anschluß an das Montagstreffen auf dem Markt  formuliert und folgenden Text vorgelegt:

Wir hatten im Plenum beschlossen, arbeitsteilig alle Gruppen noch mal anzusprechen, um nachzufragen, wie es denn aussieht mit ihrer Absicht, weiterhin Montagsdemos durchzuführen. Nach dieser Aktion hat sich nichts wesentliches verändert, so daß man davon ausgehen kann, daß die meisten Gruppen nicht mehr in ausreichendem Maße oder gar nicht mehr an den Montagstreffen auf dem Marktplatz teilnehmen und auch nicht mehr dafür mobilisieren werden. Letztes Jahr war relativ erfolgreich verlaufen und wir hatten gehofft, daß der Montagsprotest sich langsam zur Institution und zum Selbstläufer entwickelt. Mit Beginn des Jahres 1998 haben wir nun auch kein „Animationsprogramm“ mehr vorbereitet und wie vereinbart nur noch einen Informationsstand aufgebaut. In den vergangenen 4 Wochen im April/Mai 98 kamen montags jeweils nur noch 10-30 Leute. 

Wir schlagen deshalb vor, auf dem nächsten Plenum über folgenden Vorschlag zu entscheiden: Wir setzen die Montagsproteste bis auf weiteres aus. Statt dessen versuchen wir, zu jeweils aktuellen Anlässen Positionen zu formulieren, Meinungsbeiträge auf Flugblättern und in den Medien zu veröffentlichen und gegebenenfalls Protestaktionen zu organisieren. Je nach Anlaß können Kundgebungen oder auch Demonstrationen geplant werden. 

Für die Entwicklung dieser Aktivität wird ein regelmäßiger Termin vereinbart. Die Treffen zu diesem regelmäßigen Termin sollen neben Aktionsplanungen auch die Möglichkeit für eine kontinuierliche Diskussion zu grundlegenderen Themen schaffen.

Das Bündnis besteht weiter durch die stattfindenden Vollversammlungen. Dafür wurden mehrere Termine vereinbart.

Mit der Annahme dieses Vorschlages ergibt sich ein passender Einschnitt, um eine Dokumentation über die vergangenen Montagsdemos vorzulegen. Allerdings eine unvollständige Dokumentation, denn nicht für alle Ereignisse wurde ein Bericht angefertigt, nicht alle Redebeiträge wurden dokumentiert, handschriftliche Manuskripte von guten Redebeiträgen verschwanden in Taschen oder Schubladen und tauchten nicht mehr auf. Es ist so viel passiert in diesem Jahr, es waren so viele verschiedene Personen beteiligt und wir hoffen, daß wir mit unserer Dokumentation dazu beitragen, daß dies noch einmal bewußt wird und zu weiteren Protesten ermuntert.

Mai 1998

Montage-Team, so nennen sich die Leute, die die in der Koordinationsgruppe mitgearbeitet haben, Öffentlichkeitsarbeit für das Bündnis machten, bis zum Schluß mit auf dem Marktplatz standen und nun vielleicht als Gruppe unabhängig weiterarbeiten wollen.

Einleitung

(Rede  bei der Demonstration zusammen mit mehreren Hundert streikenden Studenten im September 1997 vor  dem CDU Parteibüro in der Reinhäuser Str. in Göttingen) 

Wir protestieren dagegen, daß die Arbeitslosenzahlen aus Profitinteressen auf Rekordhöhen getrieben werden, ohne daß die Verantwortlichen auch nur einen Rest an sozialer Verantwortung zeigen. Für die zählt nur noch Cash und die Aktienkurse. Bei jeder Zunahme der Arbeitslosigkeit freuen sich die Aktionäre, weil die Kurse steigen. Was ist das ein perverses Wirtschaftssystem!

Wir protestieren gegen die Diffamierung von Arbeitslosen und Sozialhilfeempfängern.  

Wir erschrecken, wenn man Arbeitslosen und Sozialhilfeempfängern vorwirft, sie wären Faulenzer und Schmarotzer des Sozialstaates, Abschaum und das Ergebnis eines Auslesprozesses. Das ist Nazisprache. Wir sind gegen das Prinzip, daß die Stärkeren überleben und die Schwachen ausgemerzt werden. Es war das Ausleseprinzip des Hitlerfaschismus in dem auch Leistungsschwache und sogenannte Sozialschädlinge ausgesondert und vernichtet wurden. 

Wie kann man mehr als vier Millionen Menschen vorwerfen, es wäre ihre eigene Schuld, wenn sie keinen Arbeitsplatz haben? Wo sind denn die freien Arbeitsplätze für die mehr als 4 Millionen Arbeitslosen? Auf welche Stellen sollen sie sich denn bewerben, wenn es diese Stellen gar nicht gibt?

Wir protestieren dagegen, daß einerseits Leute arbeitslos auf der Straße stehen und die anderen, die noch Arbeit haben doppelt so schwer ranklotzen müssen. 

Wir fordern eine gesellschaftliche Ächtung der Überstunden. Die einen sind arbeitslos während die anderen Überstunden machen, das ist doch absurd!

Und sobald diese Vorschläge zum Abbau von Überstunden und der Verkürzung der Arbeitszeit kommen - die einzige Möglichkeit zur Reduzierung der Arbeitslosigkeit, dann versucht man uns zu erzählen, daß ja dann die Profite sänken und das wäre nicht gut für den Wirtschaftstandort Deutschland. Aber was haben die Arbeitslosen davon, wenn sich der Standort der Wirtschaft verbessert? 

Denken die Unternehmensleitungen an den Standort der Arbeitslosen, wenn sie Arbeitsplätze streichen und Leute entlassen? Was haben die Arbeitslosen davon, wenn Unternehmen durch Entlassungen mehr Gewinne machen, den Umsatz steigern und in weitere Rationalisierungen investieren, so daß am Ende noch mehr Leute entlassen werden? 

Die Herrschaften in den Schaltzentralen der Wirtschaft und Politik fragen nicht, ob wir Probleme durch den Sozialabbau bekommen, deshalb kümmern wir uns zukünftig auch nicht mehr darum, ob diese Herrschaften Problem bekommen, sondern wir stellen unsere Forderungen.

Für uns gibt es keinen Standort Deutschland mehr. Wir sichern jetzt unseren eigenen Standort. Wie wäre es, wenn wir das mal folgendermaßen formulieren würden: "Tut uns leid, diese Maßnahmen zum Sozialabbau können wir leider nicht akzeptieren, denn das gefährdet den wirtschaftlichen Standort der Arbeitslosen und Sozialhilfeempfänger? 

Wir wäre es, wenn wir das mal so herum sehen würden? In Deutschland gibt es eine Trennung zwischen arm und reich, wir haben eine Klassengesellschaft! 10 % der Bevölkerung haben sich in den letzten 30 Jahren die Hälfte des gesamten in Deutschland existierenden Privatvermögens angeeignet. 

Und reich sind diese Reichen oft auch, weil sie Steuern hinterziehen. Statt bei den Armen zu sparen, sollte die Steuerfahndung gegen Reiche massiv ausgebaut werden, das bringt richtig Geld. Der Terror gegen Sozialhilfeempfänger/innen wegen ein paar Pfennigen soll beendet werden. 

Was wir seit einiger Zeit erleben, das ist Klassenkampf von oben. Die Herrschaften scheinen sich zu sagen, na ja, solange die da unten sich nicht wehren, machen wir weiter so. Also wissen wir, was wir zu tun haben - packen wir's an.

Montagsdemos

Vorbereitungsphase

In der Arbeitslosenzeitung Nr. 1, die mit einer einzigen Ausgabe von der Arbeitsloseninitiative AuA herausgegeben wurde und im Oktober 1996 erschien hieß es auf der ersten Seite:

 "Warum gibt es noch keine breite Arbeitslosenprotestbewegung bei über 4 Millionen Arbeitslosen?" Und auf Seite 3 unter der Rubrik "Termine" wird eine "Mahnwache jeden Montag vor dem Alten Rathaus" vorgeschlagen.
Ende 1996 kursierte dann ein Einladungsschreiben in dem zu einem Vorbereitungstreffen für Proteste gegen die Gesundheitsreform und ein Vorbereitungstreffen zur Vorbereitung von Montagsdemos:

Der DGB-Göttingen/Northeim lädt zu einer Diskussions- und Koordinationsveranstaltung gegen den Sozialabbau ein: Dienstag, 7.1.97 17.oo Uhr DGB - Haus, Obere Masch 10, Göttingen. Die Veranstaltung versteht sich als Fortsetzung einer Protestveranstaltung der Wohlfahrtsverbände im Dezember in Grone, die sich mit der 3. Stufe der Gesundheitsreform beschäftigte. Ziel soll es sein, Aktionen zu planen und zu koordinieren.

Zum gleichen Kontext haben die Arbeitsloseninitiativen "Arbeitslos und Aktiv" sowie "Tu was" u.a. ebenfalls zu einem Planungstreffen eingeladen:  Montag, 20.1.97 18.oo Uhr DGB-Haus, Obere Masch 10, Göttingen. Hier steht die Diskussion und Planung regelmäßiger "Montags-Demos" gegen Sozialabbau auf der Tagesordnung. Unterstützt werden beide Veranstaltungen vom "Runden Tisch Armes Göttingen"
Über dieses erste Vorbereitungstreffen existiert folgender Bericht:

(G. /  Montage-Team) Heute, am 20.1. trafen sich Vertreter/innen von mehr als 25 Göttinger Organisationen, Gruppen, Parteien und Verbände im DGB-Haus um das gemeinsame Vorgehen zu beraten.

Zunächst wurde noch einmal überlegt, ob mit dem Begriff Montags- Demonstration die richtige Wahl getroffen worden sei, da die Demonstrationen in der Ex-DDR einen anderen Charakter gehabt hätten. Die große Mehrheit war für den Montag.

Ein Vertreter des DGB meinte, man würde das nicht auf die Dauer durchhalten und es würde der Sache schaden, wenn dann zu wenig Leute da wären. Deshalb solle man besser das nur einmal im Monat machen. Die Mehrheit war der Meinung, daß auch die Mahnwachen gegen Krieg, die ein Jahr in Göttingen gelaufen sind ihre Wirkung über die Regelmäßigkeit erzielt hätten und die Zahl der Leute erst mal nicht das Entscheidende sei, außerdem würde schon dafür gesorgt, daß mehr Leute kämen. Deshalb blieb es bei dem Entschluß, jeden Montag auf die Straße zu gehen, außerdem so meinten einige "macht es auch Spaß sich zu treffen".

Es wurde vereinbart, eine erste Phase der Montags-Demonstrationen zeitlich bis zum 1. Mai 1997 zu begrenzen, um dann erst einmal zu bewerten, was gelaufen ist und zu entscheiden, wie es weitergehen soll. Es wurde eine Koordinationsgruppe gebildet, die für die technische Organisation zuständig ist, während die einzelnen beteiligten Gruppen und Organisationen für die besondere Gestaltung jeweils eines Montags zuständig sind.

Die Zielsetzungen, Forderungen, Proteste sind nicht auf den Bereich Arbeitslosigkeit beschränkt. Es waren viele Gruppen aus anderen Bereichen anwesend, die nur unter den Begriff "Sozialabbau" gemeinsam gefaßt werden konnten.

Von Mitgliedern der Koordinationsgruppe verlautete, daß sie an Vernetzung interessiert seien und insbesondere auch Leute zur Mitarbeit suchen, die für eine Verbreitung von Meldungen in den Medien sorgen, und Leute, die die neuen Kommunikationstechniken dabei nutzen.
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Erstes Flugblatt zur Montagsdemo
Auf der Suche nach einem grafischen Symbol wurden im Plenum mehrere Entwürfe vorgestellt. Die Leute aus dem Gesundheitsbereich waren damals noch so richtig sauer über Seehofers Reformentwürfe, so daß eine Mehrheit für das Symbol zustande kam das eine Faust zeigt, wie sie einen Rotstift zerbricht. Später wurd dies dann von einigen als "zu gewalttätig" kritisiert.  Dieses Symbol war dann gelgentlich Anlaß für witzige Bemerkungen wie "auf wir gehen in die Schrebwarengeschäfte und greifen die Rotstifte an" wurde jedoch immer beibehalten.

Im folgenden der Text des ersten Flugblattes

Gegen Rotstiftpolitik!

Für große Teile der Bevölkerung verschlechtert sich die Lebenssituation zunehmen. Dazu gehört: Abbau von Arbeitsplätzen, Verschlechterung von Arbeitsbedingungen für Noch-Beschäftigte, Kürzung von Löhnen, Renten und Lohnersatzleistungen, Kürzungen im Gesundheitswesen, Abbau des Bildungssystems, Soziale Kälte und Entsolidarisierung der Bevölkerung, Umweltzerstörung.

Unveräußerliche Menschenrechte, wie das Recht auf Menschenwürde, Gesundheit und Schutz vor Verfolgung werden zunehmend eingeschränkt.

Wir werden diese Maßnahmen nicht länger ohnmächtig hinnehmen! Jetzt reicht´s

Deshalb treffen wir uns zur ersten Demonstration, vom Neuen Rathaus zum Alten Rathaus Montag, 3. März, um 17 Uhr, Treffpunkt Neues Rathaus

Gegen Sozialabbau und Einschränkung von Menschenrechten!
Unterzeichnet von:

1.
AG der Behinderten / Stadt Göttingen 

2.
Aktivdruck / Druckerei Göttingen 

3.
AStA Universität Göttingen

4.
Anti Rassismusplenum

5.
Antifa (M)

6.
Arbeit und Leben Göttingen

7.
Arbeiterwohlfahrt (AWO) Göttingen

8.
Arbeitskreis Asyl

9.
Arbeitskreis Gesundheitspolitik im Gesundheitsforum Göttingen

10.
Arbeitslos und Aktiv (AuA)

11.
"Mensch und Arbeit", Beratungsstelle 

12.
Bündnis 90 / Die GRÜNEN /KV Göttingen

13.
DAG Ortsgruppe Göttingen

14.
Deutscher Paritätischer Wohlfahrtsverband/ Gö

15.
DGB Kreis Göttingen/Northeim

16.
DIE GRAUEN und Seniorenschutzbund (SSB),  

17.
DKP, Rotes Zentrum,

18.
EIFER e.V. Elterninitiative für Integration ..
19.
FAG (Freie Altenarbeit Göttingen) 

20.
 Frauengesundheitszentrum

21.
Friedensbündnis; Friedensbüro,

22.
GAL-Ratsfraktion (Grün-Alternative Liste)

23.
Göttinger Selbsthilfeforum 

24.
Göttinger Tafel e.V. (Mittagstisch für Bedürft.)

25.
Grüne Hochschulgruppe Universität Göttingen

26.
Gruppe Gegenstrom

27.
Arbeitslosengruppe IGM/ÖTV, Göttingen

28.
INTEGRA Integration für Körperbehinderten

29.
Internationaler Bund IB

30.
JungsozialistInnen (Jusos/Unterbezirk) 

31.
KIBIS, Gesundheitszentrum / Göttingen 

32.
Kommunikations- und Aktionszentrum (KAZ),.

33.
Lebenshilfe e.V. - Kreisvereinigung Göttingen, 

34.
Linke Liste Göttingen (LLG) 
35.
Kulturinitiative, Göttingen/Northeim

36.
Männerbüro

37.
Menschen für Tierrechte

38.
Mitarb.vertretung des Christopheroshauses

39.
Naturfreunde Göttingen; 

40.
ÖTV Kreis Northeim

41.
OLLAFA (Offene Linke Liste ASta Für Alle) 

42.
Para todas toda 

44.
Roter Buchladen 

45.
Selbsthilfe Körperbehinderte SHK

46.
SPD-Ortsverein Leine, 

47.
SPD-Stadtverband Göttingen

48.
StadtschülerInnenrat Göttingen 

49.
Tu Was!

50.
Verband der Krankengymnast/inn/en OV Gö.

51.
VEBF/V.f.Erschliessung neuer Beschäftigungsformen
52.
Verein zur Förderung antifaschistischer Kultur 

53.
Volkshaus der Türkei, 

54.
Weltladen

Unterstützende Organisationen/Gruppen

Zu den Erstunterzeichner/innen gehörten 34 Gruppen. Nicht unterzeichnet hatten zunächst die im DGB zusammengeschlossenen Gewerkschaften, dies aber nach dem Beginn der Montagsdemos nachgeholt. Der Deutsche Gewerkschaftsbund hatte sich etwas verzögert entschlossen für sich und die Einzelgewerkschaften die Unterstützung der Montagsdemos gegen Sozialabbau zu erklären. Vertreter der Einzelgewerkschaften hatten zuvor erklärt, daß eine entsprechende Erklärung des DGB ihre Unterstützung mit beinhalte. Der Vorstand der Deutschen Angestelltengewerkschaft, Ortsgruppe Göttingen hat am 6.3. erklärt, er unterstütze die Montagsdemos gegen Sozialabbau. Aber was war mit den Kirchen? Die Kirchen, die erstmalig gemeinsam vor einem halben Jahr in der recht offensiven "Göttinger Erklärung für Arbeit und soziale Gerechtigkeit" Stellung bezogen hatten, sind leider nicht zur offiziellen Unterstützung unserer Montagsdemo übergegangen.
Erste Presseerklärung 

(vom 20.2.97) Wie Sie dem beiliegenden Flugblatt entnehmen können, ruft das "Aktionsbündnis gegen Sozialabbau" zu seiner ersten Protestdemonstration in Göttingen auf.  

Am Montag den 3.3.97, ab 17.00 Uhr, soll die erste Demonstration gegen Sozialabbau stattfinden. Der Protest richtet sich gegen die zunehmende Arbeitslosigkeit sowie die Rotstiftpolitik im Gesundheitswesen, der Bildungs-, Arbeitsmarkt- und der Rentenpolitik. 

Getragen wird das Aktionsbündnis von Arbeitslosen,  Krankengymnasten, Sozialstationen, Selbsthilfeorganisationen der Körperbehinderten, Gewerkschafter/innen, Parteien, Alten-Organisationen, Ausländer/innen, Menschen aus dem gesamten Spektrum der Hilfsorganisationen, die wissen, was für eine konkrete Zunahme von Armut und Leid in unserer Gesellschaft mit diesem Sozialabbau  verbunden sein wird.

Das bisherige Stillhalten der Bevölkerung wird offensichtlich als Bereitschaft zur Duldung dieser Maßnahmen verstanden. Wir wollen nun zum Ausdruck bringen "Jetzt reicht´s" und den offenen Protest auf die Straße bringen. Wenn nur 10 % der Arbeitslosen im Arbeitsamtsbezirk Göttingen teilnähmen, wären das schon 3000 Menschen, die durch ihre bloße Anwesenheit  politischen Druck ausüben würden.

Wir wünschen uns, daß auch in vielen anderen Städten solche Kundgebungen, Proteste und Demonstrationen stattfinden. Z.B. in Hamburg gibt es bereits Montagsdemonstrationen gegen die Schließung des Hafenkrankenhauses und in Wilhelmshaven gibt es wöchentlich Donnerstags Protestkundgebungen in unserem Sinne.

Parallel zu unseren Protesten wird es wahrscheinlich zu Demonstrationen gegen die Transporte von lebensgefährlichem radioaktiven Material in Castorbehältern kommen. Wir sehen die lebensfeindliche Rotstiftpolitik des Sozialabbaus im Zusammenhang mit der lebensfeindlichen Zerstörung der Umwelt gegen die wir uns in gleichem Maße wenden.
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Chronik

Notizen zu den einzelnen Montagsdemos 

( Die Notizen stammen von G./ Montage-Team, soweit  keine anderen Angaben)

3.3. Montagsdemo, Demo vom Neuen zum Alten Rathaus,  nach Presseangaben zwischen 100 und 300 Teilnehmer/innen. Es war schon eine besondere Situation an diesem Montag. 14 Hubschrauber kreisten über der Castor-Demon-stration, bei der SchülerInnen-Demo wurden Kinder von Polizisten verprügelt, Demonstranten legten sich auf den Gleisen quer und dann standen wir auch noch vor dem Neuen Rathaus mit unserer Montags-Demo. Wir haben ja Zeit, wir werden jeden Montag auf dem Marktplatz sein. Des-halb haben wir auch die Kundgebung kürzer gehalten und sind dann zu der Spontan-Demo am Bahnhof gegangen, um gegen die Übergriffe der Polizei zu protestieren.
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Auf den Transparenten stand z.B. "Kampf dem Spar-Terror" oder, "Nieten in Nadelstreifen wolln Euch in die Tasche greifen". Das geplante und fertiggestellte Transparent "Umverteilung von Oben nach Unten, statt von Unten nach Oben" ist irgendwo steckengeblieben und nicht zum Einsatz gekommen, weil die TrägerInnen bei der Castor-Demo waren. Und auch viele andere, die noch zu unserem UnterstützerInnenkreis gehören hatten sich entscheiden, daß an diesem Tag der Protest gegen die Castortransporte den Vorrang habe.

Der Demonstrationszug des Bündnisses gegen Sozialabbau ging nur über eine kurze Strecke, und sah ganz gut aus. Das Göttinger Tageblatt (GT) berichtete in der Bildunterschrift gar etwas hämisch von "fast 100". Anhand der Fotos und Videoaufnahmen, die wir vom Demozug gemacht haben, konnten wir erkennen, daß diese Angabe des GT böswillig niedrig war. Die Hannoversche Niedersächsische Allgemeine (HNA) gab die Zahl von 300 bekannt. 

Vor dem Neuen Rathaus machte ein Mitglied des Göttinger Stadt-Radios "Trockenübungen" mit uns. Sie sendeten ja damals noch nicht, übten aber schon den Betrieb und haben ein Kurzinterview gemacht. Dabei betonete der Reporter besonders Fragen nach dem Verbleib des DGB im Aktionsbündnis, weil der auf der Unterstützer/innen-Liste fehlte. Inzwischen hat sich das erledigt, der DGB, die ÖTV Kreis Northeim und auch die Deutsche Angestelltengewerkschaft stehen seit 6.3. auf der Unterstützer/innen-Liste.

Auf dem Marktplatz angekommen, gab es einige Redebeiträge von Henning Thiele, den Jusos zur Jugendarbeitslosigkeit, dem DPWV, und eine Begegnung mit den Anti-Castor-Demonstranten, die dann weiterzogen. Nach der Auflösung der Kundgebung gingen dann noch etliche zum Bahnhof, wo noch eine Spontandemonstration stattfand mit der gegen die Polizeiübergriffe auf der SchülerInnen-Demo protestiert wurde.

Angesichts der Gesamtsituation innerhalb der wir diese Montagsdemo durchgeführt hatten, waren wir damit, wie es abgelaufen war, einigermaßen zufrieden und denken schon wieder an nächsten Montag. 

10.3. Montagsdemo unvorbereitetes Treffen am Marktpatz, spontane Ansprachen. Eigentlich wollte die ÖTV-Northeim diesen Tag vorbereiten, hatte dann aber Terminprobleme bekanntgegeben, so daß wir improvisieren mußten. Da die Musikgruppe "Robin and the new Hoods" dazukam, G.B. als Vertreterin des Arbeitskreises Gesundheit im Gesundheitsforum Göttingen und ein Vertreter der Antifa (M) eine Ansprache hielten, lief alles spontan so ab, als sei es vorbereitet gewesen.

Präsent waren Transparente "Sparterror...", ein Transparent zum Thema "Asyl". Fahnen der Deutschen Postgewerkschaft und der Jusos waren zu sehen. Insgesamt nahmen 145 Personen an dem Protest teil. Diesmal haben wir selbst gezählt.
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17.3. Montagsdemo Vorbereitung durch den "Sozialpolitischen Arbeitskreis" zum Thema Armut in Göttingen, Kundgebung, 107 Teilnehmer/innen. Die Ehrenbürgerin der Stadt Göttingen, Else Bräutigam hält eine Rede, eine Vertreterin des städtischen Arbeitkreises der Behinderten und jemand vom sozialpolitischen Arbeitskreis der Grünen, es spielen zwei Musiker.

[image: image7.wmf]Bauarbeiter berichteten über ihren Arbeitskampf in Berlin: Zur Kundgebung des Bündnisses gegen den Sozialabbau kam ein Vertreter der Industriegewerkschaft BAU und berichtet über den Kampf der Bauarbeiter für das Schlechtwettergeld, gegen illegale Beschäftigungsverhältnisse und Dumping-Löhne berichten, kündigte Ronald Schminke, Sekretär der IG BAU in Göttingen an. Hintergrund: Die IG Bauen-Agrar-Umwelt, in Berlin zur Demonstration und Kundgebung am 14.3.1997 in Berlin aufgerufen. Der Protest richtete sich gegen die Bau-Arbeitgeber und ihre Verbände, die in den vergangenen Monaten hunderttausendfachen Tarifbruch begangen haben, den Bauarbeitern Massenarbeitslosigkeit und Lohndrückerei zumuten und eine hundertprozentige Lohnfortzahlung verweigern. Der Protest richtet sich auch gegen die Bundesregierung, die mit der Streichung des Schlechtwettergeldes die desolate Situation auf den Baustellen mitverschuldet hat.

Arbeitslosigkeit als Grundursache sowohl für Armut als auch für die Löcher in den Sozialversicherungen sind auch Thema des Sozialpolitischen Arbeitskreises, der ebenfalls zwei Redebeiträge hielt. Darüber hinaus wurden Informationstische und Stelltafeln über das Anliegen des Bündnisses gegen den Sozialabbau informieren

24.3. Montagsdemo mit Demonstration, Vorbereitung durch das Antirassismusplenum und die Flüchlingsberatungsstelle. Thema der doppelten Betroffenheit der Ausländer/innen durch Arbeitslosigkeit, Sparmaßnahmen und Ausweisungen / Abschiebungen, 124 Teilnehmer/innen.

31.3. Ostermontag wird die Montagsdemo ausgesetzt

7.4. Montagsdemo Erste nach Ostern, Vorbereitung durch Die Grauen, Seniorenschutzbund, nachdem die Gesundheitsgruppen den Termin mit ihnen getauscht hatten. Der vorbereitete Kundgebungsbeitrag konnte nicht gehalten werden, da der Vertreter der Grauen ins Krankenhaus mußte. Thema Sozialabbau im Alter trotzdem in der Kundgebung vertreten, 64 Teilnehmer/innen
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14.4. Montagsdemo Thema: Widerstandsformen und Bekämpfung der Arbeitslosigkeit in Göttingen, Vorbereitet durch Arbeitslos und Aktiv (AuA), 2 Leute der Band "Robin..." machen Musik, Kundgebungsbeiträge zu Arbeitslosigkeit und neue Probleme des Kündigungsschutzes, Demonstration die Weender Straße entlang und zurück. 95 Teilnehmer/innen.
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21.4. Montagsdemo Thema: "Sozialabbau und 'neue' Behinderten-Armut", vorbereitet durch Selbsthilfe Körperbehinderter SHK, und "Integra" Göttingen, EIFER, Lebenshilfe, AG Behinderter, MAV Christopheroshaus. 152 Teilnehmer/innen, Musikgruppe: Radaudis, Musikgruppe der Göttinger Werkstätten, bei der Kundgebung am 21.4. hielten z.B. einige Leute einfach ein selbst gemaltes Pappschild vor sich auf dem sie ihre Meinung draufgeschrieben hatten. Außerdem wurde hier von zwei Leuten in einer ernsthaften Weise das offene Mikro genutzt, die offensichtlich keine Übung in der öffentlichen Rede hatten - deshalb bekamen sie um so mehr Beifall.

28.4. Montagsdemo, "Sparwahn, Bildungsklau und studentische Armut" Kundgebung mit Hochschulgruppen, Asta und StadtschülerInnenrat, Vorführung mehrerer Sketche des AK Gesundheitspolitik, Trommelgruppe, Redebeitrag zur Sparpolitik und Bildungswesen, Verlesung von Grußadressen aus anderen Städten, 165 Teilnehmer/innen
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(Bericht von M./ ) Die Montags-Demo vom 28.4.97 hat gezeigt, daß Armut und Sozialabbau durchaus in Kleinkunst-Form dargestellt werden können. So haben Gl. vom AK Gesundheitspolitik und H. vom Frauengesundheitszentrum die Kürzungen im Gesundheitsbereich anschaulich und witzig verdeutlicht, indem sie einen ‘Gesundheitskoffer‘ für jedermann/frau auspackten, der anschließend einem Herrn Seehofer überreicht wurde. (Er enthielt u.a. ein Gebiß zum Weitervererben, weil sich niemand mehr Zahnersatz leisten kann, ein Glas voll mit unterschiedlichen Tabletten zur medizinischen Selbstversorgung und einen schwarz-rot-goldenen Strick für Gymnastikübungen und Selbstmord durch Aufhängen wenn die medizinische Selbstversorgung nicht zum Erfolg geführt hat).

Eine Trommelgruppe trommelte so gut und eindringlich, daß wahrscheinlich nach einer weiteren halben Stunde die ZuhörerInnen in rhythmisches Stampfen verfallen wären. (...) Die Verlesung von Grüßen aus anderen Städten mit Montags/ Donnerstags- Demos ist wichtig und sollte unbedingt beibehalten werden. Nach diesem Montag muß ich meine ursprüngliche Überzeugung, daß man/ frau ja auch einfach so rumstehen kann, zurücknehmen. Die Erwartungshaltung, daß etwas zum Zuhören, Zuschauen geboten wird, ist groß. Und vielleicht bewirken solche und ähnliche vorangegangene Aktionen mehr Betroffenheit bei den TeilnehmerInnen. Denn auch ein Lachen, das im Halse steckenbleibt, kann noch später leichte Würgereflexe hervorrufen. Gesundheitskoffer im Haus ?!

5.5. Montagskundgebung , hiervon fehlen Aufzeichnungen

12.5.Montagsdemo   Kassette mit dem kleinen Hörspiel "Sozialamt" von Helge Schneider lief am Anfang über die Lautsprecheranlage , St. begrüßt und weist auf das offene Mikro zum Schluß hin. Beitrag von G. zu den Berufsgenossenschaften, die die Krankenhäuser zu Einsparungen zwingen, St. liest einen Beitrag über Zumutbarkeitsregelungen nach AFRG vor, es kommen noch kurze Hinweise auf die Ausweisung bosnischer Flüchtling und zu Auskunftsermächtigung beim Sozialamt. Zwischendrin immer Musikkassetten.

19.5. Pfingstmontag

26.5.97 Montagsdemo Spraydose, Tücher, Stangen, Tacker. Öffentliche Herstellung eines Transparentes auf dem steht: "4,7 Millionen - Zu viele Arbeitslose - Tschüs Kohl!" Fortsetzung des Sozialamtsthemas, Beitrag "§ 144 Bankgeheimnis bei Arbeitslosenhilfe aufgehoben" (Zitate aus internen Papieren des Bundesverbandes der Banken). Es gibt jetzt Plakate für die Montagsdemo. P. berichtet von seinem Besuch in Freiburg und zum Euromarsch.  Ca. 50 Personen anwesend. 

Montagsdemo am 2.6.97 Beiträge über Mega zum neuen Asylbewerberleistungsgesetz (Flüchtlingshilfe), etwas zu lang geratener Beitrag zum 2.6. / Benz Ohnsorg, Euromärsche (P) Aufruf zur Teilnahme, Aktion gegen saubere Innenstadt (jemand von der Aktion), Abfindungen futsch nach AFG (St./G./ Montage-Team), zur Drogenrazzia (A./Montage-Team), Anwesend ca. 72 Personen, Transparente: Text: "Gegen Arbeit.....s..... losigkeit" 

Montagsdemo am 9.6.97 Diese Protestkundgebung war vom Göttinger Friedensbündnis vorbereitet worden. Im Zentrum stand ein schauspielerische Darbietung in der verschiedene Repräsentanten der Bonner Regierung (Blüm, Kohl, Staatssekretär aus dem Finanzministerium, Rühe) durch Verkleidung und/oder Gesichtsmasken dargestellt wurden. Ein Conférencier (A.) trug laut Zitate vor und das Publikum ca. 70 Leute wurde aufgefordert zu raten, wer von den Bonnern diesen Ausspruch getan hatte. Rege Beteiligung, Passanten blieben stehen, anschließend noch eine Rede von E./Friedensbündnis in dem in einem längeren Redebeitrag das Thema Militär und Sparen noch einmal aufgegriffen wurde.

Zwischendurch kündigte ein Redner eine Aktion zur Autofreien Stadt an. Danach berichtete P./ PDS von seiner Anfrage bezüglich des Datenschutzes im Sozialamt und las die unverschämt nichtssagenden Antworten der Verwaltung vor.
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Dann wurde noch über die nächste Montagsdemo informiert bei der ein Vertreter der französischen Bewegung "sans papieres" anwesend sein wird, die für die Legalisierung der AusländerInnen ohne Papiere eintreten. Diesmal wurde schon das Stadt-Info Nr. 10 wurde verteilt.Büchertisch von der PDS und in der Kundgebung kleiner Tisch mit Infomaterial von Beratungsstellen. Transparente: Beim Militär kürzen, nicht beim Sozialstaat
16.6. Montagskundgebung Vorbereitung durch das Antirassismusplenum, anwesend war ein Gastredner von den Sans Papiers / Frankreich auf der Montagsdemo.

Rede über die Vorgänge in Amsterdam, die unterdrückten Nachrichten über Verhaftungen, Theatervorführung von Frauen/Lesben zum Thema "Wem gehört die Stadt?" und für gegenseitige Hilfe im Alltag, anwesend 170 Leute

Redebeiträge gegen schwarze Sheriffs, gegen die Zurichtung der Innenstädte nach den Vorstellung der GeschäftsinhaberInnen und Werbegemeinschaften. Gegen Drogenrazzien, die nur die Kleinkonsumenten treffen, obwohl die Hintermänner bekannt sind. Statt die Armut und die Drogenabhängigkeit zu bekämpfen, bekämpfen die Städte die Armen und Drogenabhängigen. Deshalb müssen sie geschützt werden. Gegen die Verdrängung der Armen und Obdachlosen, Alkohol- und anderen Drogenabhängigen. Gegen die Aktion "saubere Stadt" im Sinne der Göttinger "Werbegemeinschaft Innenstadt", dieser Vereinigung von GeschäftsinhaberInnen, das ist eine Aktion, die nur aufs Geld schielt und nicht auf die Frage, wie die soziale Not zu lindern ist. 
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23.6. Montagskundgebung Geplant waren Beiträge zur Arbeitslosigkeit, vom AStA zu Maastricht II, vom Flüchtlingsrat zum Arbeitsverbot und das Verlesen diverser Nachrichten. Es regnete ziemlich stark, wir haben die Lautsprecheranlage unter Plastikplanen geschützt. Einer, der einen Redebeitrag angekündigt hatte, geht auf dem Weg zur Toilette verloren und mit ihm die Rede zur Gesundheitsreform, trotzdem kurze Ansprache zu Asyl und zwei Nachrichten, Transparente, Musik 15 Leute im Regen verharrend und 20 Leute im Trockenen untergestellt, jemand meint, es sei zwar bewundernswert, daß wir das durchziehen, aber sie wollten gehen, es würde ja niemand zu hören, aber wir bleiben noch eine Weile.

Einige Leute, die Transparente halten, sagen, wir sollten jetzt bald aufhören, andere wollen weitermachen, F./Montage-Team meint, jetzt die Reden durchziehen, damit wir aufhören können. Nach den sehr kurzen Beiträgen und den Klängen von Ton Steine Scherben ("Sklavenhändler hast du Arbeit für mich...") machen noch eine ironische Lautsprecherdurchsage: "Ja die Politik des Sozialabbaus läßt uns im Regen stehen." und brechen ab.

30.6. Montagskundgebung Sehr langer Asta-Beitrag, der nicht gekürzt wurde, weil sie meinten, die Sache sei zu kompliziert und man müsse auch mal länger zuhören. P./PDS zu Maatwerk, A. sagt etwas zur Gesundheitsreform die in Kraft tritt. Höchstzahl 70 Leute zählt W. - es bleiben immer wieder Passanten stehen und hören zu. Transparente: Bündnis gegen Sozialabbau, Militär abbauen statt den Sozialstaat, Protest gegen Sparterror, leider ohne Musik, jemand hat den Kassettenrecorder vergessen

7.7. Montagskundgebung 70 Leute, Beitrag zu Maatwerk (A. und G. /Montage-Team) das berühmte Hütchenspiel wird gezeigt: Mit drei bunten Plastikeimern und zwei kleinen Puppen wird verdeutlicht, was das Maatwerk für eine Verarschung ist. Der Sketch kommt gut an - es gibt einiges zu lachen. Schade, daß wir ihn nicht auf Video aufgenommen haben. Es gibt noch einen Beitrag zum Asylbewerberleistungsgesetz, weil jetzt die Warengutscheine abgeschafft worden waren, einen Hinweis darauf, wie das jetzt aktuell mit den Zuzahlungen bei Medikamenten geändert wurde. Weil wir keine Musikkassette hatten, haben wir uns von herumlungernden SchülerInnen einen Walkman mit Kassette geliehen und deren Musik über die Anlage gespielt, was die total geil fanden. Auf dem Band war eine Musikgruppe zu hören, die igm (nicht zu verwechseln mit IGMetall) hieß.

14.7. Montag: geplant war eine Kundgebung der Bürogemeinschaft Rotes Zentrum. Die Kundgebung war sprichwörtlich ins Wasser gefallen, weil ein sehr starker Regenguß es unmöglich machte, eine Kundgebung abzuhalten, wir stellen uns bei den Geschäften am Markt unter.
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Sommerpause

1. September: Am Montag, den 1. September, dem Antikriegstag, wurde mit Redebeiträgen und Theater darauf aufmerksam gemacht, wie die Gelder, die bei den Sozialleistungen angeblich fehlen, an anderer Stelle fürs Militär plötzlich in unglaublichen Summen zur Verfügung stehen. Der Sketch mit den Bausteinen, die aus der Mauer des Sozialstaates herausgebrochen, umbenannt und dann für die Mauer der Aufrüstung verwandt werden, wurde gleich zweimal - am Anfang und am Ende aufgeführt. A. im Anzug mit Krawatte als Conférencier, ohne Mikro lauter als ein Megaphon. Ca. 120 Leute. das Friedensbündnis hatte für diesen Antikriegstag und die Kundgebung im Rahmen der Montagsdemo ein gesondertes Flugblatt erstellt.

8. September, gestalteten die Gruppen des Roten Zentrums. Büchertisch und PDS Sonnenschirme, Reden zu Lohnnebenkosten, ca. 40 TeilnehmerInnen. Am 8. September wird auch nochmals das umstrittene Göttinger Modell zur Beseitigung von SozialhilfeempfängerInnen, das Modell "Maatwerk" zum Thema gemacht.
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15. September Am Montag, den 15.9. hatte der Betriebsrat des Logistikzentrums der Telekom (LZI) zum Protest auf dem Marktplatz aufgerufen. Beim LZI sind 500 Beschäftigte vom Verlust ihres Arbeitsplatzes bedroht. Kritikwürdig in der Rede war der Satz, daß die Gelder für das Maatwerk eingespart und diese Gelder für ein Marketingunternehmen ausgegeben werden sollen, das dann Unternehmensansiedlungen fördern soll. Anwesend waren ca. 170 Leute. Das Göttinger Tageblatt berichtet über die Aktion und vermeidet, irgendwo zu erwähnen, daß dies im Rahmen der Montagsdemo stattgefunden hat.

22. September gestaltete die Antifa(M) den Montagsprotest mit einer "öffentlichen Sozialisierung von Privateigentum". Das war so angekündigt, daß mensch denken konnte, es könnte zu der Plünderung von Geschäften kommen. Entsprechend viele Polizeifahrzeuge waren in den Seitenstraßen untergebracht. Schließlich wurde nur ein selbst mitgebrachtes Buffet "geplündert". Ca. 140 TeilnehmerInnen, zu Beginn verlas die stellvertretende Vorsitzende der SHK, Selbsthilfe Körperbehinderter einen Protest gegen die Streichung der Busfahrbeihilfen.

29. September ca. 60 TeilnehmerInnen, Rede von Else Bräutigam, SHK, Ehrenbürgerin der Stadt Göttingen, hält eine Rede (2 DIN A4 Seiten) zum Thema Pflegesätze bei Behinderten. Fazit: Am besten nicht füttern, dann fällt auch noch das Ausscheiden weg, weil beides zusammen schafft mensch nicht in den Vorgabezeiten. Danach M./DPWV und Mitarbeiter, danach Rede G./Montage-Team zum Zusammenhang zwischen Totalem Markt, Arbeitslosigkeit, Kriminalität und Sicherheitspolitik. Zwei Personen halten Beiträge über das offene Mikro.

6. Oktober Zwei Straßenmusiker von Milch und Blut spielen schon eine halbe Stunde vor Beginn und kriegen Geld dafür von PassantInnen. Wir bauen die Lautsprecheranlage auf und haben das Bündnistransparent mit dem Rotstift sowie das Transparent gegen Sparterror dabei. Vor der Begrüßung verteilt St. das neueste Stadtinfo (Nr.12) und über die Lautsprecheranlage läuft eine Tonmontage von der Fernsehdiskussionsrunde mit Schäuble, Fischer, Scharping, Solms sowie der Beitrag eines Bischofs. Leider ist das zu leise und schwer verständlich. Nach der Begrüßung kommt dann noch die Tonkollage mit Helmut Kohl, Pfaffe, Klospülung und Kettensäge. Danach erstmal wieder "Milch und Blut". Es bleiben ziemlich viele Leute wegen der Musikdarbietung stehen. Die haben allerdings die passenden Inhalte, Liedtexte. 

Danach liest J. einen Bericht darüber vor, wie das Sozialamt ihn zu Bewerbungen zwingen will und meint, er habe sich jetzt schon im Krug zum Grünen Kranze, in der Sonderbar, im Buchladen Rote Straße, im Ringelnatz beworben und hätte sich da Absagen eingeholt. 
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 Ansichtskarte des Bündnisses gegen Sozialabbau (Verkauf im Buchladen Rote Straße)
Danach wieder Musik und dann ein paar inhaltliche Hinweise aus dem Info IG Medien gegen Schröder, Modell USA und Senkung der Arbeitslosigkeit durch Kriminalisierung St. Meint, es sei eine Sauerei, daß sie den Gorbatschow nicht zu den Einheitsfeiern eingeladen haben, A. weist auf die blöde Plakatkampagne der Bildzeitung hin. Nochmal Musik und dann Schluß - aber Milch und Blut spielen immer weiter - eben echte Straßenmusiker. Sie haben wirklich gute Laune verbreitet, so ein bißchen menschliche Form des Protestes, subkulturell aufgepeppt: gegen das Einlullen, kritisch. Mit Gitarre und Baß ohne Verstärker. Es schien diesmal noch die Sonne, sicherlich das letzte Mal an einem Montag dieses Jahr - jetzt kommen die dunklen Monate.  zwischen 50 und 90 Leute blieben bis 18.15 Uhr.
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Ein völlig alkoholisierter Obdachloser (immer barfuß) hing wieder mit rum und grölte ständig unmotiviertes, unverständliches Zeug. Später kam ein Kumpel (immer mit Kapuze) von ihm, sie umarmten sich; der Kapuzenmann ging quer durch die Versammlung und rief ein Schimpfwort ins am Mikrophon. Ausgerechnet bei uns. Sowas macht einige ratlos. Wir haben anschließend drüber gesprochen und uns grundsätzlich darauf geeinigt, daß es zwar keine Zensur am "Offenen Mikrophon" gibt, daß wir uns nicht das Gelalle von Betrunkenen über Mikrofon anhören wollen. 
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13. Oktober (keine Aufzeichnungen)
20. Oktober: Rede des VEBF zur AFG-Reform, 40 Personen, Sketch von AuA zur Arbeitslosigkeit 

27.10. / 3.11. / 10.11. / 17.11.  Für diese Termine fehlen Aufzeichnungen - es waren an diesen Tagen immer nur 25-10 TeilnehmerInnen. Witzig war, daß Lampions mitgebracht wurden.

1. Dezember Obwohl wegen der sinkenden Teilnehmer/innenzahlen im Plenum beschlossen worden war, die Montagsdemos ab Dezember mit Beginn des Weihnachtsmarktes bis zum nächsten Plenum im Januar 1998 auszusetzen, kam es diesmal wieder zu einer Demo. Zusammen mit streikenden Studierenden sammelten sich ca. 600 Personen (!) am Wilhelmsplatz (weil am Gänseliesel Weihnachtsmarkt war) und zogen zur Reinhäuser Landstraße vor das Parteibüro der Göttinger CDU. Dort hatten um 15.00 Uhr einige Studierende das Büro besucht und darauf hingewiesen, daß die CDU doch Solidarität mit den Studenten heuchelt. Vor dem Gebäude wurde nach der Information über die aktuellen Ereignisse zwei Reden gehalten, eine davon ist als Einleitung in dieser Dokumentation enthalten. Danach ging es zum Weihnachtsmarkt.

8. Dezember Wieder sammelte man sich am Wilhemsplatz und zog diesmal in einer Demo direkt zum Weihnachtsmarkt. ca. 350 TeilnehmerInnen. Kleine Anekdote: die Demonstration war wegen des Unistreiks in der Presse angekündigt worden, aber war nicht angemeldet. Als ein Polizist zu der Lautsprecheranlage kam und die Leute fragte, wer denn verantwortlich sei, antworteten die: keine Ahnung, wir sind nur da, weil es in der Zeitung stand, daß eine Demo stattfindet. 

Grafik: Teilnehmer/innenzahlen an den Montagsdemos 
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Teilnehmer/innenzahlen an den Montagsdemos 3.3. geschätzt, alle anderen ausgezählt und zwar 1/2 Stunde nach Beginn /nach der Sommerpause von zwei Leuten geschätzt, für einige Tage fehlen leider die Angaben

Weitere Veranstaltungen außerhalb der Montagsdemos

Im ersten Halbjahr fanden jeden Freitag bzw. an vielen Freitagen Mahnwachen von Mitgliedern des Friedensbündnisses statt, die mit einem Transparent gegen Sozialabbau und Rüstung auf dem Marktplatz standen.

Schon am 31.1.97 hatte ein Kundgebung gegen Gesundheitsreform auf dem Marktplatz stattgefunden, ca. 500 Personen folgten dem Aufruf des DGB zum Protesttag "gegen den Kahlschlag im Gesundheitswesen", DGB.

8.3. Frauendemo, Frauen gegen Sozialabbau ca. 300 Frauen, sehr lange vorbereitet, Rundgang mit Kundgebungen zu verschiedenen Themen. Aktionsbündnis der Frauen verschiedener Organisationen, "Frauenpower gegen Sozialabbau", Viele Graffiti mit "Frauen gegen Sozialabbau" werden in der Stadt an die Wände gesprüht. 

Am Samstag, den 8.3. am Internationalen Frauentag gab es in der Göttinger Innenstadt eine Vielfalt von Protestaktionen der Frauen gegen Sozialabbau (Am Marktplatz hing ein Transparent aus dem Fenster auf dem stand "Frauen gegen Sozialabbau"). Die offizielle Parole,"Genug der Küsserei - Jetzt wird gebissen" stand auf dem Transparent, das am Gänseliesel angebracht worden war. Besonders harte Sprüche per Megaphon waren auf der Demo: "Feuer und Flamme fürs Patriarchat, der größte Zuhälter ist der Staat". Der Demonstrationszug machte immer wieder für Kundgebungen halt. Am Carré war das Thema z.B. die besondere Betroffenheit der Frauen durch Rotstiftpolitik im Gesundheitsbereich. In der Roten Straße sprachen die ÖTV Frauen über das Thema "Pflege in Not". Auf einem ÖTV-Faltblatt stand die Parole "Frauenpower gegen Sozialabbauer". 

Besonders lustig waren die beiden Frauen an der Spitze des Zuges drauf, als er am alten Rathaus vorbeizog, sie marschierten nicht stur mit ihrem Transparent vorwärts, sondern tanzten, schwenkten dabei das Transparent in abenteuerlichen Kurven und mußten dabei selbst über ihre Ausgelassenheit lachen. Am Ende des Zuges zog eine Frau einen großen Holzwagen, a la Mutter Courage. Es gingen auch viele Mütter mit ihren Kindern mit. 3-4 Männer hatten sich auch eingeschmuggelt. Männlichen Mitstreitern, die im Straßencafe saßen wurde lästernd zugerufen: Du darfst heut nicht mitmachen!

Gleichzeitig gab es Aktionen, Informationsstände und Ausstellungen zur Sozialhilfe, zur Wohnungsnot, zur besonderen Situation von Emigrantinnen, über Frauenwohnprojekte im Alter, zu allen möglichen Frauenprojekten in Göttingen

Informations- und Diskussionsveranstaltungen 

Innerhalb des Bündnisses wurde angeregt, doch Veranstaltungen durchzuführen, wo man ausführlicher informieren könnte. Begleitend zu den Montagdemos wurden daher noch einige Informations- und Diskussionsveranstaltungen durchgeführt: Johannes Steffen, Arbeiterkammer Bremen, sprach am 11.10. unter der Überschrift "Auf dem Weg in eine andere Gesellschaft" zu der ökonomischen, politischen Entwicklung. Es folgten eine Veranstaltung zum Thema "Gesundheitspolitik im Jahr 2000" und am 21.10. zur AFG Reform.
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Organisation des Bündnisses und der Montagsdemos

Organisation des Bündnisses: Plenum, Koordinationsgruppe

Wichtig war zunächst der Beschluß, daß die Gruppen, die Ende 1996 / Anfang 1997 die Aktionen "Gegen den Kahlschlag im Gesundheitswesen" gemacht  hatten, mit die Montagsdemonstrationen gegen Arbeitslosigkeit und allgemeinen Sozialabbau planten denjenigen sich in einem Bündnis zusammenschlossen. Dieses Vorhaben war allerdings umstritten. Insbesondere seitens des DGB war für eine Trennung der beiden Themen plädiert worden. Schließlich wurde die Entscheidung durch eine Abstimmung zugunsten eines gemeinsamen Vorgehens getroffen.  

Es wurden einige Leute gesucht, die sich für die Koordinationsarbeit beereit erklärten. Organisatorischer Stützpunkt der Koordinationsgruppe war zunächst das Büro TuWas, Anlaufstelle für Arbeitslose und Noch-Beschäftigte. Am 26.3.97 starb plötzlich unserer Mitstreiter, Henning Thiele, der die Beratungsstelle TuWas geleitet hatte. In der Folge konnten wir dieses Büro nicht mehr als Stützpunkt für die Arbeit der Koordinationsgruppe nutzen, da der nachfolgende Stelleninhaber die Arbeit von Henning Thiele nicht wie bisher fortführen wollte, wodurch unsere Arbeit außerordentlich erschwert wurde. Wir hatten keine richtige Anlaufstelle mehr, die dauernd besetzt war, wo ständig jemand erreicht werden konnte usw. Die Koordinationsgruppe (das Montage-Team) wich auf einen regelmäßigen wöchentlichen Treff in einem anderen Gebäude aus aber alles war dadurch anstrengender geworden.

Zur ersten Demonstration am 3.3. wurde auch die erste Nummer eines vierseitigen Infoblattes verteilt. Es enthielt Termine, Artikel, Mitteilungen über Organisatorisches und Kommentare. Insgesamt wurden 12 Nummer im Jahr 1997 produziert. Das Blatt erfreute sich innerhalb des Bündnisses großer Beliebtheit. Geliefert wurden jeweils 4 layoutete DIN A 4 Seiten, die auf ein DIN A3 Blatt, das beidseitig kopiert wurden. Danach wurden die Blätter wieder auf DINA4 gefaltet und wir hatten eine kleine Zeitung. Die Artikel-Beiträge wurden jeweils auf Diskette erbeten, so daß sie schnell auf dem PC zusammengestellt werden konnten. 

Die notwendige Erstellung von Rundschreiben für insgesamt 53 Gruppen hätte jedesmal ca. 65 DM an Porto, Kopien, Umschlägen gekostet. Während des ersten Vorbereitungstreffens im DGB-Haus war bereits von "Vernetzung und Öffentlichkeitsarbeit in den Neuen Medien" die Rede. Am Donnerstag, den 27. Februar 1997, 18.30 - 19.30 Uhr fand eine Veranstaltung statt, bei der die Möglichkeiten einer E-mail-Kommunikation für Rundbriefe und Zeitungserstellung sowie für die Öffentlichkeitsarbeit und überregionale Kontakte erörtert wurden.
Außerdem wurden in einer gesonderten Rundfrage an die Organisationen sowohl nach E-Mail-Adressen als auch nach FAX-Nummern gefragt. Ergebnis war nach langwieriger Bearbeitung des Verteilers folgendes System. Es gab einen E-Mail-Verteiler von 23 Adressen, ein weiterer Teil mit Gruppen ohne E-Mail, wurde von einer Faxliste erfaßt und die übrigen erreichten wir indem verschiedene Gruppen jeweils eine Weiterverteilung von Mitteilungsschreiben an ihnen nahestehende oder nahegelegene Gruppen übernahmen. Dieses Verteilungssystem ist bei einer großen Zahl von 54 zu informierenden Gruppen absolut zur Nachahmung zu empfehlen. Wir waren unabhängig von Portokosten und damit unabhängig vom guten Willen einzelner Organisationen.

Außerdem kamen viele Meldungen für das STADT-INFO über die Diskussionsforen der Bürger/innen-Mailboxnetze herein, z.B. über die News-Gruppe CL/ERWERBSLOS und andere. Dadurch wurde der überregionale Kontakt zu einigen anderen Gruppen hergestellt.

Die Struktur des Bündnisses bestand also im wesentlichen aus der wöchentlich tagenden Koordinationsgruppe (= Montage-Team) und den jeweils nach mehreren Wochen stattfindenden Plena, zu denen  25 bis 30 Vertreter/innen der teilnehmenden Gruppen kamen. Dort wurden die wichtigsten Entscheidungen für das Bündnis gefällt. Plena waren u.a. an folgenden Terminen, wobei einer davon (26.8) nur ein erweitertes Koordinationstrefffen war, aber darüber entscheiden sollte, ob es nach der Sommerpause bereits am 1. September mit Montagsdemos weitergehen sollte: 25.3.97  /  22.4.97  /  27.5.97  /  26.8.97  /  23.9.97  /  28.10.97  /  13.1.98  (nicht sicher, ob das alle waren)

Planung der Öffentlichkeitsarbeit / Medienarbeit 

Eine Stelle, so war ursprünglich geplant, sollte innerhalb der Koordinationsgruppe Konzepte für die Öffentlichkeitsarbeit entwickeln und Aktivitäten koordinieren. Diese Stelle sollte für Presse etc. sein, Presseerklärungen und Pressedokumentationen erstellen. Dafür sollten Sprecher/innen benannt werden um eine schnelle Reaktionsfähigkeit sicherzustellen, manchmal kann man nicht warten, bis alles durch eine Vollversammlung abgesegnet wird. Daher haben wir nach ca. einem halben Jahr das Vier-Augen-Prinzip im Plenum beschlossen. D.h. es kann jemand aus der Koordinationsgruppe öffentliche Erklärungen im Namen des Bündnisses abgeben, wenn vorher noch ein zweites Mitglied diese Erklärung gesehen und gebilligt hat. 

Der Einfluß auf die Medien, uinsbesondere Beachtung durch die Zeitung erfolgte viel zu wenig. Von Pressekonferenzen konnte keine Rede sein. Vielmehr fanden zweimal Gespräche mit jeweils zwei Journalistinnen statt. 

Darüber hinaus gab es eine halbstündige Sendung mit zwei Vertretern des Bündnisses im Stadtradio, bei der ersten Demo wurde es auch im NDR-Nachrichtenteil erwähnt. Ausführlicher wurden die Montagsdemos schließlich in den politischen kleinen Zeitungen erwähnt. Göttinger Drucksache, unabhängiges wöchentliches Stadt-Info, Rats-Info (Linke Liste/PDS), Göttinger Blätter (Linke Liste, DKP, PDS), Einsatz (Autonome Antifa) und in der IGMetall-Zeitung.

Die Funktion einer Pressestelle des Bündnisses war in der ursprünglichen Konzeption überbetont, das kam so nie zum Zuge.- Neben anderen Gründen auch deshalb, weil die Leute, die Medienarbeit machen wollten, immer mehr in die praktische Allround-Organisation hineingezogen wurden und sich dieser Aufgabe nicht mehr widmeten. 

Allerdings muß man schon kritisch gegen das Göttinger Tageblatt (Madsack-Konzern) anmerken, daß sie nicht angemessen über die Montagsdemos berichtet haben. Die Tatsache, daß ein solcher Protest nahezu das ganze Jahr über Montags durchgehalten hat, wäre bei jedem anderen Thema, das der Göttinger Hofberichterstattung und Friede-Freude-Eierkuchen-Presse angenehm gewesen wäre, ausgedehnt dargestellt worden. Und wenn eine Berichterstattung nicht zu vermeiden war, wie bei der Aktion des Logistikzentrums, wo 150 KollegInnen mit uns auf dem Marktplatz standen und das GT selbst eine Sympathieaktion für die Arbeitsplätze dort unterstützt hatte, dann wurde die Tatsache gar nicht erst erwähnt, daß dies im Rahmen der Montagsdemo stattgefunden hat.

Wie kann eine regelmäßige Montagsdemo entstehen und bleiben?

Die Initiative aller Beteiligten ist gewünscht. Bei so einem breiten Bündnis gibt kein Vorstand, der entscheidet, was dort gemacht werden darf und was nicht. Es gibt Musikgruppen, die spielen wollen? OK! Eine Gruppe will Stellwände aufstellen und ihre besondere Problematik darstellen? OK! Jemand möchte über Megaphon eine Ansage auf dem Markt machen? OK! Zwei Leute wollen einen Sketch auf dem Marktplatz vortragen? OK! Einige Leute haben ein eigenes Flugblatt gemacht und verteilen es - OK! Wer dazu beiträgt, den Protest gegen den Sozialabbau, gegen Arbeitslosigkeit auf den Markt zu tragen, soll seine Phantasie spielen lassen. 

So kann der Montag vor dem Alten Rathaus zu einem bunten, lebendigen kulturellen Ereignis werden. Für einige ist der Montagsprotest auch eine Möglichkeit zur Begegnung; jeden Montag 17.00 Uhr auf dem Markt trifft man sich - für Arbeitslose evtl. eine Hilfe, wenn sie sich mit anderen in der gleichen Lage treffen und sich gemeinsam aus der Stigmatisierung herausarbeiten. Immer wieder sollen die Gründe für den Protest offen und lautstark genannt werden, sollen die Medien angesprochen werden, soll versucht werden, die Zahl der Anwesenden zu vergrößern und wenn möglich den Funken auf andere Städte überspringen zu lassen. Wir sind viele und wenn wir uns gemeinsam zeigen, sind wir unübersehbar.

(Veröffentlicht in der Göttinger Drucksache:) "Wer sich an der Organisation der Montagsdemos beteiligen möchte, wer Sketche, Musik, Theater, Redebeiträge, Flugblätter, Infos usw. einbringen will, soll einfach Montags um 17.00 Uhr vors Alte Rathaus kommen und sich bei den Leuten am Mikrophon melden. Das offene Mikrophon soll auch gewährleisten, daß Leute selbst ihre Erlebnisse auf dem Markt bekanntgeben (so wie das letzte mal jemand von der Selbsthilfe Körperbehinderter über die Streichung der Fahrtkostenbeihilfe für Körperbehinderte berichtet hat, oder jemand anders über die Aufforderung des Sozialamtes an ihn jetzt wöchentlich Bewerbungen nachzuweisen.) Wenn jemand was vorbereiten will, aber Hilfe dazu braucht, mögen er/sie sich bei der Koordinationsgruppe (Das Montage-Team) einfinden."

Diskussionen im Plenum über die Montagsdemos

Am Dienstag, den 22. April 97 fand ein Plenum des Bündnis gegen Sozialabbau statt und die überwiegende Mehrheit sprach sich auf diesem Termin  für eine Fortsetzung der Montagsdemonstrationen aus. 

Zunächst wurden die Schreiben von Gruppen aus anderen Städten vorgelesen, in denen das Göttinger Bündnis zu seinen Aktionen beglückwünscht wurde. Dann fand eine Diskussion darüber statt, wie die Demonstrationen bzw. Kundgebungen in Zukunft organisiert und gestaltet werden sollen. Und schließlich nahmen die Anwesenden reihum zu der Frage Stellung, wie sie in Zukunft zur Frage der Montagsdemos stehen, mit dem Ergebnis, daß die überwiegende Mehrheit für eine Fortsetzung stimmte. 

Montagsdemo zunehmend bekannter: Viele betonten, daß die Wirkung in der Kontinuität und Ausdauer liegen werde. Eine Gruppe mit eher zurückhaltendem Optimismus sprach sich ebenfalls für eine Fortsetzung aus, weil man sehen könne, daß die Montagsdemos jetzt gerade erst richtig bekannt geworden seien, nachdem die Informationen langsam "durchgesickert" sind.

Bliebe noch zu ergänzen, daß die Leute auch erst nach und nach die Auswirkungen des Arbeitsförderungs-Reformgesetzes, der Gesundheitsreformgesetze etc. hautnah zu spüren bekommen.

Andere berichteten davon, daß sie öfter gefragt würden "Na, was machen denn die Montagsdemos?" Und es ist dann schon manchmal eher beschämend für den Fragenden, daß er/sie noch nicht dabei war, weil die bisherige Kontinuität denn doch beeindruckt. 

Der Meinung, man solle auf 14 tägige Montags-demos übergehen schloß sich niemand weiter an. Einige sagten "es ist uns sogar egal, wieviele Leute Montags kommen, wir gehen zum Markt und sind einfach jeden Montag 17.00 Uhr am Marktplatz."

Längere Zeit wurde auf dem Plenum  auch über die zukünftige Ausgestaltung der Montagskundgebungen bzw. -demos gesprochen. Die Überlegungen dazu schwankten zwischen "Vorbereitung durch einzelne Gruppen", so wie das bisher auch war und einer mehr spontanen Gestaltung ohne festes Programm. Als besondere Errungenschaft wurde die Aktion "Offenes Mikro" bezeichnet, bei der Leute spontan das Wort ergreifen oder ungeplante Reden halten können. So wie neulich jemand sehr persönlich eine Aufforderung zur Teilnahme am 1. Mai formulierte und man ihm anmerkte, daß er das nicht oft macht. Dadurch, daß die kurze Rede nicht fein geschliffen vorgebracht wurde, gewann sie noch eher an Sympathie.

Berechtigt wurde gegen unvorbereitete Montage eingewandt, daß es dann passieren könnte, daß niemand was mache und die Leute deprimiert würden. Daraus kristallisierte sich dann der Schluß, daß die Beteiligung nicht von selbst käme, sondern der geeignete Rahmen für Spontaneität geplant werden müsse. Es geht eben darum, daß kleinere Beiträge vorbereitet werden und Aktivitäten überlegt werden müssen, die die Leute zur Beteiligung hinführt.

Es sollte weiterhin die Möglichkeit bestehen, daß einzelne Gruppen einen Montag nach eigenen Vorstellung gestalten können. Für die übrigen Montage müsse die Vorbereitung eben mehr in der Koordinationsgruppe laufen. 

Ansonsten sollten sich die Leute selbst um die Verwirklichung von Ideen kümmern  Es passiert nix - es sei denn du machst es mit anderen zusammen. Sei es die Gestaltung von Schrifttafeln zum Umhängen, sei es eine Aktion wie uns aus einer anderen Stadt berichtet wurde: leere Blechdosen an die Beine binden, um gegen die Schrottpolitik zu protestieren. 

Am Dienstag den 27.5.97 um 17.00 Uhr im Versammlungsraum der St.Michael Gemeinde standen u.a. auf der Tagesordnung des Plenums:

1. Vorbereitung und Gestaltung der nächsten Montags/kundgebungen bzw. -demonstrationen. Welche Gruppen übernehmen die Vorbereitung eines Montags, wer plant für welchen Montag Redebeiträge zu welchen Themen, gibt es wieder Beiträge in Form von Sketchen, gespielte Dialoge, Musik usw.?  

2. Wie kommen wir zu einer gegenseitigen Unterstützung bei den unterschiedlichen Themen der Proteste. Manche kommen nur dann Montags, wenn ihr Thema dran ist, wenn andere Aspekte im Vordergrund stehen, kommen sie nicht. Also wie kommen wir zu einem gemeinsamen Widerstand gegen alle Aspekte des Sozialabbaus, der Arbeitslosigkeit, des Kahlschlags im Gesundheitswesen, der Feindlichkeit gegenüber Ausländer/innen, ..

Das "Offene Mikro"

Eine wichtige Institution der Montagsdemos war das offene Mikrophon. D.h. es konnte jede/r unsere Lautsprecheranlage auf dem zentralen Platz Göttingens dazu benutzen, seine Meinung zu sagen.

Aus einem Protokoll über das Plenum vom 22. April: Längere Zeit wurde auf dem Plenum auch über die zukünftige Ausgestaltung der Montagskundgebungen bzw. -demos gesprochen. Die Überlegungen dazu schwankten zwischen "Vorbereitung durch einzelne Gruppen", so wie das bisher auch war und einer mehr spontanen Gestaltung ohne festes Programm. Als besondere Errungenschaft wurde die Aktion "Offenes Mikro" bezeichnet, bei der Leute spontan das Wort ergreifen oder ungeplante Reden halten können. So wie neulich jemand sehr persönlich eine Aufforderung zur Teilnahme am 1. Mai formulierte und man ihm anmerkte, daß er das nicht oft macht. Dadurch, daß die kurze Rede nicht fein geschliffen vorgebracht wurde, gewann sie noch eher an Sympathie." Manchmal waren es auch Kinder, es versuchten auch Betrunkene (die wir allerdings grundsätzlich abwiesen), mal kamen zusätzliche vorbereitete Beiträge, mal waren es spontane Hinweise, Gedichte.

Ideen-Sammlung zu Aktionen

Um den einzelnen Gruppen und Einzelpersonen Anregungen für mögliche Aktivitäten zu geben hatten wir eine ganze Sammlung von Aktionen zusammengestellt und verbreitet:

· 4-seitiges Faltblatt-Info des Bündnisses für die Öffentlichkeit. Es wurden 12 Ausgaben eines 4-seitigen Stadt-Infos erstellt - war hilfreich und wurde geschätzt, da hier alle aktuellen Termine zu erfahren waren und Hinweise auf wichtige Aspekte der Diskussion, Veranstaltungsberichte und Ereignisse zu finden waren.

· Plakate wurden als DIN A 3 Kopien erstellt aber abgesehen von einer einzigen größeren Plakatierungsaktion nicht besonders intensiv eingesetzt.

· Das Logo "Faust zerbricht Rotstift"  entstammte der Zeit, als die Gruppen aus dem Gesundheitsbereich vornehmlich gegen Sparmaßnahmen und Einkommenseinbußen protestierten. Es war mehrheitlich auf einem Plenum beschlossen worden, späterhin meinten immer wieder einige Leute, "das mit der Faust sei doch zu sehr auf Gewalt aus.." Dennoch war es Symbol auf dem Transparent des Bündnisses und auf Flugblättern, Presseerklärungen und Faxen. 

· Das Motto "Es reicht!" war ungenügend, es entwickelte keine besondere Attraktivität

· Buttons, T-Shirts, etc. ( nicht verwirklicht )

· Drucken einer Ansichtskarte mit Montagsdemo am Gänseliesel und "Grüße aus Göttingen" vom Gänseliesel "..dem Denkmal der ersten Göttinger Sozialhilfeempfängerin", die Ansichtskarten gingen gut weg für 1 DM pro Stück

· Nachrichtenabruf über Tonband am Telefon (Tonband-Nachrichten) - nicht verwirklicht

· Eigene Monatsrückschau auf Video (leider nicht verwirklicht) - Aber es fand eine Rückblicksveranstaltung mit Videos, Tonaufnahmen und Bildprojektionen statt.

· Eigene, selbst erstellte Beiträge fürs Stadtradio (da niemand die Bürger / innnenfunkschulungen besucht hatte wurde das nicht verwirklicht)

· Klebezettel / Spuckis, ein DIN A 4 Blatt in acht Felder aufteilen und die Kästchen mit werbewirksamen Inhalten und Formen versehen. Dann auf Bögen mit Kleberücken kopieren lassen (20 DM für ca. 450 Klebezettel) Wurde mal gemacht, die Dinger klebten aber nicht so gut.

· DIN A 3 Bögen als Plakat gestalten, DIN A3 Kopien anfertigen und verkleben, aufhängen. Plakate in die Fenster von Büroräumen oder Wohnungen hängen. (teilweise umgesetzt)

· Handgeschriebener Zettel am Schwarzen Brett in der Uni, der Klinik, Betrieben, Behörden. 

· Phantasiereiche Kleinanzeigen mit Hinweisen auf die Montagsdemos. (Habe Dich gesehen, wie Du das Transparent gegen den Sparterror gehalten hast - möchte Dich wiedersehen!)

· Leser/innenbriefe zu allen Themen der Arbeitslosigkeit und des Sparterrors

· Bei der Kundgebung am 21.4. hielten z.B. einige Leute einfach ein selbst gemaltes Pappschild vor sich auf dem sie ihre Meinung draufgeschrieben hatten.

· Informationsstände vor dem Arbeitsamt (wurde im Rahmen der Aktionstage der Lohnarbeitslosen mehrfach durchgeführt)

· Protestaktion vor Parteibüros, Büros der Bundestagsabgeordneten (Als die Studenten streikten, haben sie kurzfristig das CDU-Büro und dann das SPD-Büro besetzt.)

· Protestaktion vor Göttinger Tageblatt, Rundfunk (hat nicht stattgefunden)

· Dadaistische Provokationen, Performances, Theateraufführung / Kabarett - Es gab den Vorschlag einer symbolischen Hinrichtung von Arbeitslosen, als Beitrag zu einer echten Verringerung der Arbeitslosenzahl, Absurditätsaktionen: Verbrennung von echtem Geld vor Sozialamt und Arbeitsamt, Ankündigung der öffentlichen Hinrichtung eines Goldfisches auf dem Göttinger Marktplatz aus Protest gegen die Arbeitslosigkeit (man hätte sich dann aber einen beschafft, der schon tot war)

· Gesonderte Aktion Universität - Diese Planung hat sich einigermaßen selbst überholt durch die im November/Dezember aufkommenden Universitätsstreiks.

· Telefonprotestaktionen

· Bezahlte Anzeige, per Unterschriften (fand durch die Aktion gegen Illegalisierung statt)

· Sammlung von Prominentenmeinungen (gut daß wir es nicht gemacht haben!)

· Arbeitslose, Sozialhilfeempfänger/innen gehen fein Essen und Kaffeetrinken im besten Restaurant und dem teuersten Kaffee - bei der Bezahlung wird dann ausführlich diskutiert über die geringen Bezüge

· Benefiz-Konzert / Konzert, Beteiligung von Musikgruppen, (auf den Montagsdemos spielten des öfteren Gruppen)

· Die 10 beliebtesten Argumente und die passenden Gegenargumente im Dialog aufführen ( Standort sichern, Löhne senken, Wirtschaft stärken, Internationale Konkurrenz...)  D.h. allgemein verständliche Argumentationshilfen entwickeln. usw. - (Wurde versucht, war aber verbesserungsbedürftig)

· Öffentliche Fete, wenn der Frühling kommt. Wozu kämpfen, wenn man keinen Spaß hat?

Ideen zu Aktionen an Weihnachten

Weihnachten bietet sich dazu an, gewisse Widersprüchlichkeiten zwischen dem Gefühlsgedudel und der Realität aufzuzeigen. Dienlich dazu wäre vielleicht eine Protestdemonstration gegen Armut, Fremdenfeindlichkeit und Ausgrenzung am Abend des 24.Dezember bzw. zur Bescherung. Ausgehend vom Arbeitsamt und vom Sozialamt ziehen die Arbeitslosen und Sozialhilfeempfänger/innen mit Transparenten zur Mitternachtsmette?  Dann ist da noch dieser St. Martinstag, da wo der Reiter seinen Mantel teilte, damit sich eine Armer mit der einen Hälfte wärmen konnte. Das ist so ungefähr das Gegenteil von der totalen Marktwirtschaft: ein Angebot bedient eine nicht-zahlungsfähige Nachfrage. An diesem Tag teilen die Reichen mit den Armen - aber was tun, wenn sie es nicht freiwillig machen? Und der Nikolaus der bringt den Guten was Schönes und Knecht Ruprecht bestraft die Bösen. Da wird Knecht Ruprecht wohl z.B. das FDP-Büro besuchen und den bösen Buben den Hintern versohlen, was?

Geplante Themen für eine "Sommerschule" 

Was bisher nicht ausreichend gelungen ist, das ist die Entwicklung inhaltlicher Forderungen. Zu diesem Zweck wollten wir a) eine "Sommerschule" stattfinden lassen, was jedoch nicht durchgeführt wurde und b) sollten die einzelnen Gruppen ihre Forderungen einmal knapp  zusammenfassen und niederschreiben. Nun ist es eher so, daß einzelne Gruppen auch inhaltlich über Forderungen diskutieren und diese Diskussionen z.B. in der 48 Stunden-Universität eingebracht haben (Thema "Neue Bedeutung des Begriffs Arbeit").

Für die Sommerschule waren folgende Themen bzw. AGs genannt worden:

· Entwicklung von Aktionen auf kommunaler Ebene

· Stellungnahme zur Zwangsarbeits-Agentur "Maatwerk" erarbeiten

· Psychosoziale Folgen der Arbeitslosigkeit

· Entwicklung einer politischen Plattform (z.B.) gegen Neoliberalismus

· Was ist Arbeit? Neuer Begriff von Arbeit

· Europäische Union - 

· Aufbau von Gegenkulturen (z.B. Tauschbörsen wie MOMO u.a.)

· Öffentlichkeitsarbeit und Zeitungsprojekt

· Sozialabbau, Ausgrenzung und Rassismus

Einzelnen Themenbereiche wurden dann noch näher beschrieben

Aktionen auf kommunaler Ebene

· Kritische Begleitung der Arbeit des städt. Sozialausschusses 

· Soziale Rechte statt Almosen - Gegen die jährliche Weihnachtsaktion, wo Politiker Suppe verteilen

· Kritik am "Maatwerk", Datenschutz in der Sozialhilfe

· Vergünstigungen für Arbeitslose, SozialhilfeempfängerInnen, 

· Infostände, Kundgebungen etc. vorm Arbeitsamt und Sozialamt 

· kommunale Kampagne gegen Arbeitsplatzvernichtung durch Selbstbedienung

· Gegen Überstunden in der Region

· "Wem gehört die Stadt"

Gegen psychosoziale Zerstörung durch Ausgrenzung: von der Depression zur politischen Aktion

Die Erkenntnis von objektiven Ursachen für die individuellen psychosozialen Probleme, die Befreiung von der Stigmatisierung und Ausgrenzung, der Druck der Leistungs- und Konkurrenzgesellschaft, der Angriff auf das Selbstwertgefühl bei ABM, bei Arbeitsloigkeit, bei Sozialhilfe, bei Obdachlosigkeit und Betteln - die Wiedergewinnung der Würde, gegen die öffentliche Hetze - Sozialschmarotzer und Parasiten kritisieren die menschfeindliche Geisteshaltung, das Wertesystem und die verlogene Moral, was ist der Wert eines Menschen, Sinn, Praktische gemeinsame Auswege zur Wiedergewinnung eines positiven Selbstwertgefühls 

Wirtschaftspolitische Argumentationen und konkrete politische Forderungen 

Ausweg aus den Totschlagargumenten: Marktkonkurrenz, Globalisierung, Standort durch die Forderung nach Regierungsrücktritt, Arbeitszeitverkürzung, Verbot von Überstunden, Kritik des Neokonservatismus und Neoliberalismus, gegen rechtsradikale Propagandakonzepte, Sparkonzepte, Europa 

Gegenkultur

Tauschbörsen, Selbsthilfeprojekte, Zeitbörsen, Nachbarschaftshilfen, Flohmarkt, - Ausstieg aus dem teuren System, Unterlaufen der strukturellen Zwänge des Produktions- und Reproduktionssystems, statt sinnlos arbeiten um sinnlos zu konsumieren - eine neue Orientierung an den Gebrauchswerten und direkten menschlichen Beziehungen, Erfahrungen: Konflikte mit den kommunalen Einzelhandelsverbänden gegen Alternativsysteme. 

Themenbereich Sozialamt / Zwangsarbeit

Gegen die Zwangsarbeits-Agentur Maatwerk

(Manuskript G./Montage-Team, begleitender Redetext zur Vorführung des sogenannten Hütchenspieles)

Arbeitslose erhalten Geld vom Arbeitsamt - Arbeitslose, die nichts oder nicht genügend Geld vom Arbeitsamt bekommen, erhalten Sozialhilfe - Sozialhilfeempfänger bekommen Geld von der Stadt Göttingen.

Wenn Sozialhilfeempfänger eine Arbeitsstelle finden, dann braucht die Stadt Göttingen keine Sozialhilfe mehr an sie zu bezahlen. Soweit begreift das jeder - auch alle Ratsmitglieder der Stadt Göttingen.

Nun ist die Stadtverwaltung Göttingen auf die scheinbar glorreiche Idee gekommen, man könnte die Sozialhilfeempfänger doch einfach auf irgendeine Arbeitsstelle setzen und wäre sie dann los.

Aber woher Arbeitsplätze nehmen, wenn nicht stehlen? Es fehlen über 10.000 Arbeitsplätze, deswegen haben wir ja mehr als 10.000 Arbeitslose in Göttingen. 

Durch Krankheit, Tod oder Kündigung, Firmenpleiten einerseits und Firmengründungen andererseits werden immer wieder Stellen frei, ohne daß sich die Gesamtzahl der Arbeitsplätze wesentlich verändert. 

Diese wenigen Arbeitsstellen die locker zu machen sind, sollen nun vorzugsweise mit SozialhilfeempfängerInnen besetzt werden. Die anderen können ja in die Röhre gucken, die belasten ja nicht den städtischen Haushalt, weil sie ihr Geld vom Arbeitsamt kriegen. 

Damit vorrangig die Sozialhilfeempfänger die Jobs kriegen, werden sie zu besonders günstigen Konditionen auf dem Markt angeboten: Seht her, die kosten nicht so viel, müssen jede Arbeit annehmen und wenn sie nicht richtig wollen, machen wir vom Sozialamt aus Druck. Wenn ihr ein nicht tarifgebundener Kleinbetrieb seid, könnt ihr die Leute sogar unter den Tariflöhnen bezahlen und außerdem bringen wir die dazu, alle möglichen Dreckarbeiten anzunehmen für die ihr sonst keine Leute findet.

Damit sich die Stadt dabei nicht die Hände schmutzig macht, engagiert man für diesen Arbeitskräftehandel eine private Firma, die Firma Maatwerk, die mehr als eine Million Mark pro Jahr dafür bekommt, daß sie Sozialhilfeempfänger auf irgendeiner Arbeitsstelle unterbringt.

Weil diese Arbeitsstellen dann aber nicht mehr für andere Arbeitslose zur Verfügung stehen, bleiben diese nun länger arbeitslos und - das ist der Hohn an der Geschichte - sie rutschen eher in die Sozialhilfe ab, denn die Arbeitslosen werden durch die neuen Arbeitslosengesetze schneller als früher in die Armut abgedrängt

Beispiel: Nach dem neuen Gesetz müssen Arbeitslose eine Arbeit annehmen, bei der sie nur soviel verdienen wie sie bisher Arbeitslosenhilfe bekommen. Angenommen jemand hatte 1200 DM Arbeitslosenhilfe monatlich, muß er einen monatliches Gehalt von 1200 DM akzeptieren. Wenn er nach einem halben Jahr wieder arbeitslos wird, bekommen er aber nur 60 bzw. 67 % des Nettolohnes an Arbeitslosengeld, also nur noch 720 bzw. 804 DM. Nach einem halben Jahr kann muß er nun eine Arbeitsstelle für monatlich 720 DM akzeptieren usw. - Das ist die sogenannte Arbeitslosenrutsche in die Armut.

Nach kurzer Zeit hat die Stadt Göttingen dann also wieder so viele Sozialhilfeempfänger wie vorher. Allerdings hat sie zusätzlich noch über eine Million Mark an eine private Firma bezahlt. 

Nur in der ersten Phase wird die Zahl der Sozialhilfeempfänger kurzzeitig reduziert und die Stadt Göttingen spart Geld, weil die Zahlungen von der Stadt aufs Arbeitsamt abgewälzt werden. Erst nach der Phase der Augenwischerei, des Hütchenspiels und der Taschenspielertricks wird dann deutlich, daß man das Lohnniveau gedrückt und die Arbeitsbedingungen verschlechtert hat, daß aber die Zahl der SozialhilfeempfängerInnen gleich geblieben ist.

Dann kann die Stadt wieder von vorne anfangen. * * * *

Unerlaubte Auskunftsermächtigung

(Redebeitrag und Artikel im Stadt-Info, G./Montage-Team) 

Wenn jemand zum Sozialamt geht und einen Antrag auf Sozialhilfe stellt, dann kann es ihm passieren, daß ihm ein Zettel zur Unterschrift vorgelegt wird auf dem folgendes steht:

"Das genannte Sozialamt hat mich auf meine Mitwirkungspflicht bei der Feststellung sozialhilferechtlicher Hilfebedürftigkeit hingewiesen und mich mit Bezugnahme auf § 60 Abs. 1. Nr. 1 Sozialgesetzbuch usw. bla bla....gebeten, mein Geldinstitut zu ermächtigen, Auskünfte über alle meine dort geführten Konten an das Sozialamt zu erteilen. Ich ermächtige und beauftrage hiermit das Geldinstitut, dem genannten Sozialamt über alle meine Konten Mitteilung zu machen, und zwar bezogen auf den Kontostand und die Bewegungen auf den Konten in den letzten 12 Monaten. Ich erkläre ausdrücklich, daß sich diese Ermächtigung auf alle geführten Konten aus der Geschäftsbeziehung bezieht. Diese Ermächtigung gilt zugleich als datenschutzrechtliche Einwilligung."

Man kann auf den Beschluß des Hessischen Verwaltungsgerichtshofes vom Februar 1995 verweisen, nach dem das Unterschreiben eines solchen Wisches nicht erforderlich ist. In diesem Gerichtsurteil heißt es: "Ohne Vorliegen konkreter Anhaltspunkte ist das Verlangen, der Einholung von Bankauskünften zuzustimmen, eine überflüssige Ermittlungstätigkeit des Sozialhilfeträgers und somit nicht "erforderlich" im Sinne von § 60 Abs. 1 Nr. 1 des Sozialgesetzbuchs - Allgemeiner Teil.
Das Sozialamt Göttingen verlangt die Unterschrift unter folgenden Text:

"Ich versichere (...). Mir ist ferner bekannt, daß ich im Rahmen meiner Mitwirkungspflicht im Einzelfall Banken und Sparkassen vom Bankgeheimnis zu entbinden habe, um dem Sozialamt der Stadt Göttingen darüber Auskunft zu geben, ob ich dort Konten (Sparkonten, Girokonten) oder Depots (Wertpapier, Edelmetall) unterhalte bzw. unterhalten habe, sowie insbesondere Auskünfte über die Kontostände sowie Kontobewegungen bis max. 10 Jahre rückwirkend ab Antragstellung zu erteilen. Ich bin damit einverstanden, daß die Daten mit Hilfe einer Datenverarbeitungsanlage unter Beachtung der datenschutzrechtlichen Bestimmungen erfaßt, gespeichert und bearbeitet werden. (....)

Des weiteren entbinde ich meine mich behandelnden Ärzte gegenüber dem Sozialamt und dem Gesundheitsamt der Stadt Göttingen von der ärztlichen Schweigepflicht (Bei fehlendem Einverständnis kann dieser Satz gestrichen werden! Ggf. ist im Rahmen der Mitwirkungspflichten gemäß §§ 60 ff SGB I im Einzelfall eine gesonderte Erklärung erforderlich)." (Zeitpunkt der Abschrift 14.5.97)

In Bezug auf diese Erklärung ist zu fragen, wie sie praktisch verwendet wird. Wird die Formulierung "Mir ist bekannt...." als Zustimmung zur Auskunftsermächtigung bei den Banken interpretiert oder wird vor einem Auskunftsersuchen an die Banken/Sparkassen der/die Antragsteller/in noch einmal um Einwilligung gebeten - wie es gesetzlich notwendig wäre? Was sind die Kriterien für die Erforderlichkeit, wer prüft die Einhaltung dieser Kriterien. Wird den Antragstellern mitgeteilt, daß eine Auskunft von den Banken/Sparkassen erbeten wurde?

Die Entbindung der Ärzte von ihrer Schweigepflicht ist derart gravierend, daß dies nicht in einem größeren Textabschnitt enthalten sein darf, sondern durch eine gesonderte Unterschrift hervorgehoben werden muß, daß diese Erklärung freiwillig ist.

Statt Sozialhilfeempfänger/innen terrorisieren, Steuerhinterzieher kontrollieren 

(Aus Manuskript, Montagsrede, 12.5.) Was soll das, wenn nur auf den Konten mit den paar Kröten der Arbeitslosen und Sozialhilfeempfänger/innen rumgeschnüffelt wird? Da kommt nix rüber. Für "Parasiten" mit mehr als 100.000 DM Jahresgehalt sollte das Bankgeheimnis abgeschafft werden, weil diese Sozialschmarotzer Tausende von DM am Finanzamt vorbeischmuggeln. Das wollen die hohen Herren mit den kalten Herzen nicht, weil es an ihr eigenes Portemonnaie geht. Aber das würde es bringen, da käme was zusammen. 
Die BRD ist eines der reichsten Länder dieser Erde. Reich ist aber nur eine bestimmte Schicht in Deutschland. 10 % der Bevölkerung haben sich in den letzten 30 Jahren 50% des Privatvermögens angeeignet. Angenommen 10 Leute arbeiten und einer davon würde sich die Hälfte des Lohns unter den Nagel reißen - die anderen würden ihn zum Teufel jagen.

Reich sind sie aber u.a. auch deshalb, weil sie Steuern hinterziehen. Statt bei den Armen zu sparen, sollte die Steuerfahndung gegen die Reichen massiv ausgebaut werden, das bringt mehr Geld als der Terror gegen Sozialhilfeempfänger/innen. Deren Zahl nimmt zwar dauernd zu, in Göttingen sind es bereits ca. 7.000 bis 8.000, aber bei denen ist doch kein großes Geld zu holen - also was soll der Quatsch?

Asylbewerber/innen, Flüchtlinge

Zu Sans Papiers / Frankreich 

(aus Redebeitrag, Antirassismusplenum, Montagsdemo am 24.3.)

"Wir haben kürzlich, jeder von uns, illegalisierte Ausländer bei uns zu hause aufgenommen und uns damit strafbar gemacht. Wir haben unsere ausländischen Freunde nicht denunziert. Und wir werden auch weiter so handeln: sie beherbergen, sie nicht denunzieren, ihnen unsere Sympathie zeigen und auf der Arbeit die Papiere unserer Kollegen und Freunde nicht überprüfen. Am 4. Februar wurde Frau Jaquelin Deltombe verurteilt, weil sie einen Illegalen aus Zaire bei sich aufgenommen hat. Wir fordern nun - weil das Gesetz ja für alle gleich sein soll -, daß man uns ebenso vor Gericht stellt und aburteilt. Und schließlich rufen wir unsere Mitbürger zu zivilem Ungehorsam auf: Befolgt die unmenschlichen Gesetze nicht mehr! Wir lassen uns unsere Freiheiten nicht derart beschneiden!"

Dieser Aufruf stammt nicht aus Deutschland - er wurde Anfang Februar in einer französischen Tageszeitung veröffentlicht, 33 Regisseure haben ihn unterzeichnet. An solchen ermutigenden Zeichen fehlt es bei uns derzeit.

Aber die Geschichte ist damit noch nicht zu ende: der Aufruf kursiert, immer mehr Leute unterzeichnen. Zuerst aus dem kulturellen Bereich, dann aus Betrieben, Krankenhausangestellte, Bürgermeister, Schüler/innen, Studentinnen und Studenten, Illegalisierte selbst mit vollem Namen, viele Gruppen machen eigene Aufrufe. Die Zeitung, die die Unterschriften publiziert, stellt die Veröffentlichung der Namen nach einer guten Woche ein, weil der Platz nicht mehr reicht: es sind bereits 50.000 Unterschriften. Zwei Wochen nach der 1. Unterschriftenliste: eine Großdemo von über 100.000 Menschen in Paris gegen die geplante Verschärfung der Ausländergesetze.

Das alles ist kein Traum, sondern wahr. Während bei uns erst nach dieser Großdemo berichtet wird, ist in Frankreich die Solidarität mit den Fremden ohne Aufenthaltsstatus das beherrschende gesellschaftliche Thema. Das Gesetz ist trotzdem durchgepaukt worden, die Nazis haben weiterhin großen Zuspruch, vor allem bei Wahlen - Abschiebungen gab es seitdem auch - aber am gesellschaftlichen Klima und am Alltag der Illegalisierten hat sich etwas getan. Vorher hatte das niemand mehr für möglich gehalten. Mir hat das neuen Mut gegeben, es muß nicht so bleiben wie es ist.

Zum Schluß ein kleiner Auszug aus einer Resolution von mehreren Hunderten Angestellten im Gesundheitsbreich. Unter Berufung auf den Eid des Hippokrates erklären sie: "Wir alle haben Ausländer - mit oder ohne legalen Status - behandelt. Jeder von ihnen brauchte auch ein Dach über dem Kopf. Wir haben mit dafür gesorgt, daß sie es bekommen, und wir werden es auch weiterhin tun. Wir schließen uns den Bürgern an, die den Gesetzen nicht mehr gehorchen wollen, die einen Angriff auf die Menschliche Würde darstellen."
Arbeitslose

Unsere Forderungen und Ziele

(Aus Flugblatt "Arbeitslose! Packen wir's an!" des Bündnisses im Mai 1998) 

Baut nicht darauf, daß die Arbeitslosigkeit bald vorübergeht. Wartet nicht länger, ihr lebt jetzt und zwar in einem der reichsten Länder der Welt. Ausgerechnet bei uns wollen sie sparen, während die Reichen im Geld schwimmen. Wir lassen uns nicht länger verarschen! Beginnen wir mit praktischen Maßnahmen zur Umverteilung! 

Unsere Forderungen und Ziele:

· Es ist Unsinn, daß die einen sich krankschuften, während die anderen als „Arbeitslose“ ausgegrenzt werden. Wir fordern die Verkürzung der Arbeitszeit auf 25 Stunden pro Woche und die Abschaffung von Überstunden, damit die Lohnarbeit besser verteilt wird. Und wir verlangen dabei den vollen Lohnausgleich in den unteren Lohngruppen. Das schmälert die Unternehmensgewinne, na und?

· Auch Menschen ohne Lohnarbeit müssen leben. Deshalb verlangen wir ein garantiertes Existenzgeld - aber keine Kleckerbeträge!

· Da immer mehr Lohnarbeitsplätze vernichtet werden, macht es keinen Sinn, die Menschen noch länger nur über den Besitz eines (Lohn-)Arbeitsplatzes zu definieren. Wir brauchen  einen anderen Begriff von Arbeit. Wir brauchen eine allgemeine Anerkennung von gesellschaftlich sinnvoller Betätigung jenseits der Lohnsklaverei für profitorientierte Firmen. 

· Wir fordern Mitsprache und Vertretung der Arbeitslosen durch "Beiräte" in allen Verbän-den, Verwaltungen, Gewerkschaften, Medien und Tarifkommissionen, damit die Arbeitslo-sen dort mitreden können, wo über ihre Interessen entschieden wird.

· Konkret zum Streß mit dem Arbeitsamt: Wir fordern die Rücknahme des Bewerbungs-zwanges für Arbeitslose und Sozialhilfeempfänger/innen. Er dient lediglich dazu, Arbeits-lose zu schikanieren und ist eine unnötige Belastung der Ämter – also weg mit diesem Unfug!

· Wir fordern eine Rücknahme der „Zumutbarkeitsregelungen“. Das Arbeitsamt darf nicht die Annahme von schlechtbezahlten Jobs erzwingen. Vielmehr fordern wir eine Verbes-serung des Kündigungsschutzes und die Abschaffung der 620 DM-Jobs. Im Stelleninfor-mationssystem (SIS) des Arbeitsamtes sollten keine Angebote für unbezahlte Arbeit mehr aufgeführt werden. Das ist eine Verhöhnung von Lohnarbeit-Suchenden, die Geld zum Leben brauchen.

· Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen für Langzeitarbeitslose sollen wirklich qualifizierte und sinnvolle Arbeit anbieten und kein Zwang zur Beschäftigung in irgendwelchen Jobs sein, in denen sie nie gearbeitet haben und die sie nicht wollen. ABMs müssen in tarifliche Arbeitsplätze umgewandelt werden.

· Konkret zur Stadt Göttingen: Die Zwangsarbeits-Agentur „Maatwerk“ (im Vertrag mit der Stadt Göttingen) soll aufgelöst werden. Dieser Verschiebebahnhof  dient nur der Schikanierung von arbeitslosen Sozialhilfeempfänger/innen, der Verschiebung der Kosten aufs Arbeitsamt und ändert überhaupt nix, außer daß Maatwerk dabei Millionen verdient

· Stadtverwaltung und Stadtrat müssen den Tausenden von Arbeitslosen in ihrer Stadt Beachtung schenken und sich Maßnahmen überlegen, die Rücksicht auf deren Lage nimmt, z.B. muß Göttingen ein Arbeitslosen- und Sozialzentrum bekommen, damit die fast 15.000 Arbeitslosen Räumlichkeiten für Organisierung und Selbsthilfe erhalten. Und wir fordern, daß Arbeitslose und Sozialhilfeempfänger/innen die öffentlichen Verkehrsmittel sowie kulturelle, soziale Einrichtungen kostenlos benutzen können. 

· Durch die neuen Spar-Terror-Gesetze werden  Arbeitslose noch schneller in die Sozialhilfe abgedrängt – dort wird aber noch mehr geknausert und schikaniert, diese immer weiter-gehende Ausgrenzung großer Bevölkerungsteile muß endlich gestoppt werden.

· Immer mehr Menschen landen aus Not auf der Straße und aus Verzweiflung in der Dro-genabhängigkeit. Schluß mit der Hetze gegen Bettler, Obdachlose und Drogenabhängige.

· Wir wenden uns gegen die Ausgrenzung von Flüchtlingen und Asylbewerber/innen, wir wenden uns gegen die schrittweise Aufweichung des Asylrechtes und fordern die Rück-nahme des Asylbewerberleistungsgesetzes!

Wut eines Arbeitslosen 

(Der folgende Text ist in dieser Form nicht veröffetnlicht  worden, er entstammt Vorarbeiten zu Flugblättern) 

Arbeitslose sind wertvolle Menschen. Was die Leute in den Jobs können, das können wir auch, aber man läßt uns nicht. Anstatt die Arbeit gleichmäßig zu verteilen, werden wir am Arbeiten gehindert, während die Noch-Beschäftigten sich krankschuften müssen. Dieser Zustand ist unvernünftig und falsch! 

Den Politikern und Beamten, die gegen Arbeitslose hetzen, sagen wir: Ihr lebt selbst von Geldern der Allgemeinheit und erhöht euch die Diäten wie es euch gefällt. Ihr seid die Parasiten!

Den Firmen- und Wertpapierbesitzern, die Geld verdienen ohne zu arbeiten, sagen wir: Ihr lebt von dem Reichtum, der durch anderer Menschen Arbeit angehäuft wurde und ihr lebt vom Steuerbetrug in Millionenhöhe. Ihr seid die Sozialschmarotzer! Von euch lassen wir uns nicht mehr beleidigen! 

Und damit dieser Unsinn der Arbeitslosigkeit nicht vergessen wird, versammeln wir Arbeitslose uns stolz und würdevoll im Zentrum der Stadt. Je mehr wir werden, um so besser wird unsere Laune. 

Arbeitslose wir verstecken uns nicht länger, wir gehören zur größten "Berufsgruppe" von 4,7 Millionen. Wir lassen uns nicht länger von arbeitssüchtigen Herzinfarktkandidaten, neurotischen Mobbingspezialisten, hirnlosen Bürokraten und Steuerhinterziehern in den Unternehmenszentralen als Schmarotzer, Parasiten, Verlierer abstempeln.

Wir fragen die arroganten Yuppi-Wixern: Was arbeitet ihr denn gesellschaftlich sinnvolles - in einer Werbeagentur? Als Vertreter? Als Mister Wichtigtuer der Mist produziert? Von wegen I´m a looser baby - so why don´t you kill me? Be aware, maybe I wanna kill you!

Arbeitslosigkeit ist keine Schande für die Arbeitslosen, sondern eine Schande ist das, was Regierung und Wirtschaftsunternehmen mit der Bevölkerung machen. Banken, Großunternehmen und Regierung betreiben eine brutale Wirtschafts- und Sozialpolitik. Steigende Aktienkurse sind ihnen wichtiger als das Wohl der Bevölkerung. Also jagen wir diese Obermacker zum Teufel.

Wer heute noch beschäftigt ist, befindet sich oft nur im Vorstadium der Arbeitslosigkeit. Beschäftigte macht euch doch nix vor - Euer Arbeitsplatz ist auch nicht sicher. Damit ihr ihn länger behalten könnt als andere, müßt ihr euern Mund halten, zu allem Ja und Amen sagen, euch bei der Arbeit abhetzen, Eure Gesundheit ruinieren und außerdem noch Weltmeister im Mobbing werden. Da sind die Leute, die ihren Job verlieren ja noch die besseren Menschen, weil sie nicht mitmachen im täglichen Ellenbogenkampf, nicht auf Kosten anderer ihre Stellung sichern wollen. Da sind Arbeitslose ja noch die besseren Menschen!

Wer arbeitslos ist, ist nicht wertlos! Sonst kommt noch jemand auf die Idee, daß es besser wäre, wenn die Arbeitslosen möglichst bald abkratzen und man hilft gegebenenfalls noch etwas nach. Immer mehr Arbeitslose sollten erkennen, daß der Wert eines Menschen nicht davon abhängt, ob er irgendeinen Scheiß-Lohnarbeits-Job hat, sondern ob er in der Lage ist, etwas sinnvolles zu tun, liebevolle und ernsthafte Beziehungen zu anderen Menschen aufzubauen. Aber die dauernde Hetze zerbricht viele Arbeitslose und sie gehen psychisch vor die Hunde, weil sie sich isoliert haben und alleine der Hetze gegenüber nicht gewachsen sind. Geht in die Offensive: Wenn jemand fragt: "Was machst du so" dann antworte "Ich bin Lohnarbeitslos - und was für ein sinnvolles Ziel verfolgt die Firma, bei der du beschäftigt bist?"

In vielen Jobs für die es Geld gibt, wird unnützes Zeug hergestellt, werden Leute dafür bezahlt, daß sie andere übers Ohr hauen und das Geld aus der Tasche ziehen, werden dafür bezahlt, Leuten irgendwelches dummes Zeug anzudrehen. Andere sind damit beschäftigt, gegen Bezahlung unsere Umwelt zu vergiften und bezahlte Arbeitsplatzbesitzer in Uniform schlagen die Leute, die dagegen protestieren.  Wir kennen das: Der Diktator bezahlt seine Söldnertruppe, damit die den Rest der Gesellschaft in Schach hält. 

Wer täglich mit 8 Stunden unsinniger Arbeit beschäftigt ist und meint, das wär's schon, der liegt voll daneben, ist nicht gerade die hellste Leuchte. Manche Roboter-Idioten, die für unnütze Arbeit auch noch Geld kriegen, lästern dann über Arbeitslose: "Ihr lebt auf unsere Kosten...". Wenn jemand Geld verdient, weil er unsinnige Dienste leistet, dann ist dieses Geldverdienen kein Zeichen dafür, daß er/sie ein wertvoller Mensch ist!

Statt Maßnahmen zur Schaffung sinnvoller Beschäftigung zu ergreifen, verschärft die Regierung ihren Kampf gegen die Noch-Beschäftigten und Arbeitslosen. An allen Ecken und Enden soll uns Geld abgezwackt werden, sollen die sozialen Einrichtungen und das Gesundheitswesen kaputtgespart werden. Und mit dem neuen Arbeitsförderungs-Reformgesetz will die Regierung die Arbeitslosen zu gehetztem Vieh herabwürdigen oder sie zu neuen Leibeigenen machen.

Zunächst ist es wichtig, daß wir Arbeitslose den Schwachköpfen in Regierung und Wirtschaft wieder aufrecht gegenübertreten, selbstbewußt in die Augen gucken um ihnen zu sagen: Was seid Ihr nur für unmoralische, verantwortungslose, macht- und geldgeile Arschlöcher! Ihr dürft nicht mehr länger die Macht haben hier in dieser Gesellschaft zu bestimmten, wo es lang geht.

Arbeitslose steht auf! Alles hat ein Ende nur die Wurst hat zwei. Es kommt der Tag, da will die Säge sägen....so das mußte mal raus...."  

Neue Wertorientierungen statt Psychostreß

(Ein Papier aus internen Diskussionen) Bei Arbeitslosen treten soziale und kommunikative Probleme auf, die wahrscheinlich auf besondere Spannungszustände infolge der Arbeitslosigkeit zurückzuführen sind. Geringste Infragestellungen oder Mißachtungen eines Arbeitslosen führen bei einigen zu unverhältnismäßigen Reaktionen (Schreien, aggressive Gebärden, unmäßige Beleidigungen, Drohungen, Rückzug). Extrem starke Betonung des eigenen Wertes oder der eigenen Position ("das habe ich nicht nötig, mir das von Dir sagen zu lassen"). Alles, was eine Abwertung der Person bedeuten könnte wird mit unverhältnismäßiger Verbissenheit beantwortet. Dies ist Resultat eines unglaublichen gesellschaftlichen Druckes auf Arbeitslose, der das Selbstwertgefühl der Arbeitslosen auf Dauer zermürbt.

Langzeitarbeitslose Akademiker z.B. leiden unter dem Mißverhältnis zwischen Selbsteinschätzung und täglich erfahrener objektiv untergeordneter Stellung. Vielfach bringt eine ABM-Stelle nur noch mehr Verwirrung ins Spiel, weil sie einerseits Hoffnung aufflackern läßt, andererseits aber schon wieder das deprimierende Ende in Aussicht stellt.

Es geht darum, die Verletzung des Selbstwertgefühls als eine gesellschaftlich produzierte und nicht als eine individuell verursachte zu begreifen. Fluchtformen wie die individuelle Illusion "Ich finde schon einen Weg für mich, ich bin was Besonderes" müssen durch eine Orientierung an kollektivem Handeln mit politischen Zielen zu ersetzt werden. Die individuelle Illusion führt bei (dem zu erwartenden ständigen) Mißerfolg zu Frustration und Depression oder zu reaktiven Größenphantasien: "Keiner erkennt meinen wahren Wert, ich bin äußerst fähig, aber alle anderen sind zu blöd, um das zu erkennen." Letzeres führt dazu, daß auf Kosten anderer eine Erhöhung des eigenen Selbstwertgefühls versucht wird und wenn die sich wehren, flippt der Akteur aus ("Aha, schon wieder einer, der den Durchbruch meiner Bedeutung verhindert..") und neigt zu Verschwörungsvermutungen.

Frage ist nun: Wie bringt man die Beteiligten dazu, sich auf einen gemeinsames Nachdenken über die psychischen Folgen der Arbeitslosigkeit einzulassen und in einem gemeinsamen Erkenntnisprozeß zu begreifen, daß viele Spannungszustände Resultat ihres zutiefst verunsicherten Selbstwertgefühls sind. 

Lange Arbeitslosigkeit bedeutet eine schwerwiegende Belastung des Selbstwertgefühls: den Arbeitslosen fehlt ein allgemein akzeptierter sinnvoller Bezug zur Gesellschaft. Wer das bezweifelt, halte sich vor Augen, daß die häufigste Frage beim ersten Kennenlernen von Leuten die Frage nach der beruflichen Tätigkeit ist. Arbeitslosigkeit besitzt identitätszerstörende Wirkung, wenn nicht ein neuer Sinnbezug auf die Gesellschaft hergestellt wird. Deshalb ist die bewußte politische Umorientierung auf neue Werte nötig, die sich z.B. folgendermaßen ausdrücken kann: "Ich mache etwas sinnvolles, leiste einen sinnvollen Beitrag zur Gesellschaft, auch wenn es kein Geld dafür gibt - damit bin ich sogar auf einem vielversprechenden Zukunftspfad, denn heute kriegen viele Leute Geld für eine Arbeit und machen dabei aber nichts sinnvolles". Das muß als Umwertung der Werte kollektiv und politisch angegangen werden. Folgerichtig ist bei den Arbeitslosengruppen auch schon so etwas wie "Arbeitslosenkultur" angedacht worden.

Geld, Lebensunterhalt und Lebenssinn können bei 4 Millionen Arbeitslosen nicht mehr zwei Seiten einer Medaille sein, deshalb sind Überlegungen wie die Zeittauschbörsen ein Bestandteil der Arbeitslosenkultur. Von 1,2,3,...Selbsterfahrungsgruppen mit Arbeitslosen zur Arbeitslosenkultur und politischen Reklamation neuer Wertorientierungen durch alltägliche Praxis. Für "Lohnarbeitslose" hat die Definitionsmacht der Lohnarbeit keine Gültigkeit mehr. Angesichts einer immer größer werdenden Zahl von Menschen außerhalb von Lohnarbeit arbeiten die "Lohnarbeitslosen" an der Schaffung neuer Sozialcharaktere, an einem neuartigen Bezug der Menschen zur Gesellschaft in der sie leben. Sie definieren neue Gesellschaftlichkeit - eine Anstrengung, die allgemein anerkannt werden sollte.

Sketch für Montagsdemo
Realisierung - aufgeführt auf dem Marktplatz in Göttingen

(Entwurf F./ Montageteam) 5 Personen als Sprecher, ein (oder zwei) Trommler, (einer) als durchgehenden leisen Hintergrund, (einer), mit einem kurzen lauten Trommelwirbel am Abschluß jeder einzelnen Sequenz.

1. Wir sind arbeitslos

2. Ich bin seit 2 Jahren arbeitslos


3. Ich bin seit 3 1/2 Jahren arbeitslos



4. ich bin seit 5 Jahren arbeitslos




5. ich bin seit 7 Jahren arbeitslos 
  (Einer abseits: Ich werde es ab morgen sein)
(Trommelwirbel)

1. Ich hoffe immer noch auf Arbeit

2. Ich bezweifle es jeden Tag mehr, daß ich wieder Arbeit bekomme


3. Ich kann es mir schon gar nicht mehr vorstellen, wie es ist zu arbeiten



4. Ich habe die Hoffnung längst aufgegeben




5. Ich traue mir eine Arbeit schon gar nicht mehr zu
(Trommelwirbel)

1. Ich bewerbe mich 3 mal pro Woche

2. Ich habe mich schon 35o mal beworben

         3. Ich warte immer noch darauf, daß mir das Arbeitsamt mal etwas anbietet



4. Ich bewerbe mich nicht mehr, weil es keinen Zweck hat




5. Wozu soll ich (!) mich noch bewerben?
(Trommelwirbel)

1. Ich möchte wirklich gern wieder arbeiten

2. Ich möchte gern etwas sinnvolles tun


3. Ich möchte wenigstens einigermaßen normal leben können



4. Ich möchte einen Sinn im Leben haben




5. Ohne Beschäftigung werde ich krank
(Trommelwirbel)

1. Ich fühle mich so nutzlos

2. so ausgestoßen aus dem „normalen“ Leben


3. so unwichtig



4. so sinnlos




5. so überflüssig
(Trommelwirbel)

1. Ich habe so viel gelernt

2. ich habe drei Fortbildungen gemacht


3. aber das will keiner wissen



4. es hat alles nichts genutzt




5. was habe ich bloß falsch gemacht?
(Trommelwirbel)

1. Ich habe jedes Jahr weniger Geld

2. bald muß ich Sozialhilfe beantragen


3. Ich komme schon lange  nicht mehr mit meinem Geld aus



4. ich muß Schulden machen




5. Bald muß ich betteln gehn (oder klauen?)
(Trommelwirbel)

1. Wir fühlen uns alleingelassen und verschaukelt:


2..von den Politikern



3. von den Gewerkschaften




4..von der Kirche





5. von allen
(Trommelwirbel)

1. Aber wir sind noch da.

2. Wir haben ein Recht so zu leben wie andere auch


3. Wir sind auch ohne Arbeit etwas wert



4. Wir können auch so etwas Sinnvolles tun




5. Wir lassen uns nicht an den Rand drücken.

1. Ich will  für meine Rechte kämpfen

2. aber allein?


3. ohne die Millionen, die das gleiche Schicksal haben?



4-ohne Deine Solidarität




5. ohne dich?
(Trommelwirbel)

1. Wir suchen Gleichgesinnte

2. Wir wollen uns zusammentun


3. Wir wollen etwas Neues finden



4. wir wollen nicht versauern




5. Wir wollen leben!
(Trommelwirbel)

1. Wir müssen alle aufrütteln

2. Wir wollen es nicht mehr hinnehmen


3. Wir müssen uns bemerkbar machen



4. Wir müssen auf die Straße gehen




5. Wir müssen protestieren - jeden Tag





(Trommelwirbel)

(alle gemeinsam: 
Wir rufen Euch zu:- 

 

Vergeßt uns nicht: Schon morgen könnt auch Ihr arbeitslos sein!



Wir wollen Eure Solidarität


 
Schließt Euch uns an!



Kommt zu unseren Treffs, zu unseren Demos!



Kommt und demonstriert auf jeder Montagsdemo!

(langer Trommelwirbel)

Geld der Millionäre für die Armen!

(Rede F./Montage-Team, Montagsdemo am 14.4.97) "Liebe Arbeitslose, liebe Sozialhilfeempfänger, liebe Gesundheitsreformopfer! Wir alle sind Opfer des eingreifendsten Sozialabbaus seit Bestehen der BRD! Und es reicht den Herren in Bonn noch immer nicht: Täglich kommen neue Meldungen von Sparvorschlägen, bei denen die Ärmsten der Armen noch weiter geschröpft werden sollen - dieses Mal solle die Sozialhilfe und wie schon so oft in den letzten Jahren die Arbeitslosenhilfe gekürzt werden.

Wir sind auch fürs Sparen - aber an der richtigen Stelle

 - dort, wo die Millionen und Milliarden in Masse zu finden sind: bei den Vermögenden, deren wenige Steuern ganz abgeschafft werden sollen, bei den Diäten der Abgeordneten, die z.B. in Niedersachsen schon wieder erhöht werden sollen, z.B. bei den Steuervergünstigungen, die dafür sorgen, daß laut Aussage von Bürgermeister Voscherau in Hamburg keiner der Millionäre mehr Steuern zahlt! Z.B. bei den Milliarden, die in neue unsinnige Rüstungsobjekte, wie den Eurofighter gesteckt werden sollen. Z.B. bei den Millionen, die für einen neuen Atombunker bei Bonn rausgeschmissen werden (obwohl die Regierung bald nach Berlin umzieht!) und, und und. Bei uns kann nicht mehr gespart werden und 

Wir bekennen uns zum so oft geschmähten "Sozialneid": 

Ja, wir neiden den Millionären ihre Millionen, die sie dadurch haben können, weil uns unser Anteil am Reichtum in der Republik systematisch vorenthalten wird. Seit 12 Jahren der Kohlregierung werden die Unternehmenssteuern gesenkt - das Ergebnis ist eine seit 12 Jahren steigende Arbeitslosenzahl, wie sie es noch nie gegeben hat und eine beispiellose Umverteilung des Reichtums in der BRD von unten nach oben. Wir fordern: Nicht sparen bei den Armen, sondern streichen bei den Reichen! Liebe Arbeitslose und Nochbeschäftigte: Wie lange wollt Ihr noch tatenlos und verschüchtert zusehen, wie Ihr alle in die Sozialhilfe gedrängt werdet?

Wir finden, der neue Zumutbarkeitserlaß ist unzumutbar! 

Nach dem neusten Beschluß der Regierung Kohl sollen ab April alle Langzeit-Arbeitslosen (das sind bald schon die Hälfte aller Arbeitslosen) gezwungen werden können, Arbeitstellen mit einer Bezahlung in Höhe ihrer Arbeitslosenhilfe anzunehmen. (...)

Wir fordern: 

Abschaffung und öffentliche Ächtung aller Überstunden , Bestrafung aller Firmen, die Überstunden verlangen, 30 Std.-Woche für alle (bei Garantie von Mindesteinkommen) und entsprechende Neueinstellungen, ein umfassendes Beschäftigungsprogramm, finanziert durch Steuern der Millionäre (allein in Göttingen gibt es knapp geschätzt 140 davon) 

Protest gegen Arbeitslosigkeit 

(Flugblatt 1997) Die Arbeitslosenzahlen haben Rekordniveau erreicht. Im Stadtbezirk Göttingen sind wir mehr als 10.000, im Landkreis Göttingen mehr als 30.000 Arbeitslose, in Deutschland insgesamt mehr als 4 Millionen. Es ist keine Schande arbeitslos zu sein, aber es ist eine Schande, daß die Unternehmen hemmungslos Arbeitsplätze vernichten, obwohl sie saftige Gewinne machen. Und die Regierung? Statt die Arbeitslosigkeit zu bekämpfen, bekämpft sie die Arbeitslosen.

Millionen arbeitslose Wähler/innen können sich wehren!

Seit dem 1.4.97 sind neue Gesetze in Kraft getreten, die auch viele Verschlechterungen für Arbeitslose bringen. Jetzt reicht´s. Wir, Arbeitslose, die sich im Bündnis gegen Sozialabbau zusammengeschlossen haben, sind unabhängig von Parteien und Verbänden und fordern Euch auf: Kommt raus und zeigt Euch. Protestiert mit uns zusammen öffentlich, statt Euch in Einsamkeit und Depression zurückzuziehen. 

Ich bin arbeitslos! Mit vielen anderen gemeinsam! Wir haben Macht!

Ein Mensch darf nicht danach beurteilt werden, ob er einen bezahlten Job hat. Der Mensch hat einen Wert als Mensch. Einige zerbrechen am Psychoterror gegen Arbeitslose, gehen psychisch vor die Hunde. Wir gehen gemeinsam an die Öffentlichkeit, je mehr, desto besser fühlen wir uns! SONDZEICHEN 74 \f "Wingdings"
Arbeitslose und Noch-Beschäftigte gemeinsam!

Noch-Beschäftigte laßt Euch nicht gegen die Arbeitslosen aufhetzen. Wir stehen draußen ohne Arbeit und Ihr müßt drinnen für drei arbeiten. Aber wenn es der Unternehmensleitung paßt, schmeißt sie Euch doch raus. Um Euren Arbeitsplatz zu behalten, müßt Ihr zu allem "Ja" und "Amen" sagen, Euch bei der Arbeit immer mehr abhetzen und dabei Eure Gesundheit ruinieren.

Radikale Arbeitszeitverkürzung und weg mit den Überstunden!

Statt Schaden von der Bevölkerung abzuwenden, verschärft die Regierung ihren Kampf gegen die Noch-Beschäftigten und Arbeitslosen. An allen Ecken und Enden soll uns Geld abgezwackt werden, sollen soziale Einrichtungen und das Gesundheitswesen kaputtgespart werden. Durch die neuen Gesetze z.B. werden einerseits die Arbeitslosen jetzt noch schneller in die Sozialhilfe abgedrängt, andererseits wird beabsichtigt, nun auch die Sozialhilfe zu kürzen. Es reicht jetzt! Irgendwann muß mal Schluß sein!

Gegen Kürzungen im Sozialbereich - Geld genug ist da, es ist nur falsch verteilt!
Gegen das Arbeitsamt als Ermittlungsbehörde

(Informationsblatt / Montage-Team) Das Bankgeheimnis für Arbeitslosenhilfeempfänger/innen wird abgeschafft. Wenn jemand Arbeitslosenhilfe beantragen will, muß er schon bald auf dem Antragsformular angeben, wieviele "Freistellungsaufträge" sie und ihr ehelicher oder eheähnlicher Lebenspartner bei Banken oder Sparkassen erteilt hat. Freistellungaufträge erteil man dann, wenn man ein Guthaben hat, das Zinsen bringt, denn aufgrund der Zinsabschlagssteuer würden sonst 30 % der Sparzinsen als Steuer abgezogen werden (Hat jemand 1000 DM und 5% Zinsen, dann würden ihm von den 50 DM Zinsen 15 DM an Steuern abgezogen). Nun werden von den Banken die Freistellungsaufträge an eine zentrale Instanz nämlich an das Bundesamt für Finanzen in Bonn gemeldet. Dort weiß man also, wieviel Freistellungsaufträge Frau Müller und ihr eheähnlicher Partner Herr Meier erteilt haben. 

Wenn Frau Meier nun für ein Sparbuch bei der Bank xy einen Freistellungsauftrag erteilt hat, diesen aber nicht beim Antrag auf Arbeitslosenhilfe erwähnt, dann stimmt die Zahl der, beim Arbeitsamt angegebenen Freistellungsaufträge nicht mit der beim Bundesamt für Finanzen registrierten Zahl überein und es wird erkannt, daß Frau Müller noch irgendwo ein Guthaben besitzt, das sie dem Arbeitsamt nicht angegeben hat. 

Die Änderung des § 144 Arbeitsförderungsgesetz (AFG) erlaubt nun den Arbeitsämter neuerdings beim Bundesamt für Finanzen die angegebene Zahl der Freistellungsaufträge von Antragsstellerin und Partner zu überprüfen. Damit können die Arbeitsämter also Sparkonten etc. und die dazugehörende Bankverbindung der Antragsteller aufspüren. Die Arbeitsämter können mit Hilfe des neuen § 144 AFG darüber hinaus von den Banken verlangen, daß sie Auskunft über die Höhe des Guthabens auf Girokonten, Sparkonten etc. der Antragsstellerin und deren Partner geben. Die Arbeitsämter sind dabei nicht mehr auf die Zustimmung der Kontoinhaber/in angewiesen, sie können direkt von den Banken und Sparkassen Auskunft verlangen.

In die Schnüffeleien werden durch den § 144 AFG auch kaptialisierbare Lebensversicherungen einbezogen. D.h., wenn jemand aufgrund der schlechten Rentenaussichten mit einer Lebensversicherung fürs Alter vorsorgen will und arbeitslos wird, dann wird von ihm auch die Auflösung der Lebensversicherung verlangt.

(Wir haben dies hier kurz und knapp dargestellt, haben aber ein ausführlicheres Informationsblatt erstellt, das vom Bündnis gegen Sozialabbau zu erhalten ist)

Pennt die Bundesdatenschutzbehörde? Nicht immer, aber immer öfter!

Minister Seehofer plant, die Auskunftseinholung von Banken auch ohne Zustimmung der SozialhilfeempfängerInnen zu erlauben. Der Bundesdatenschutzbeauftragte Jacob hatte es versäumt bei einer entsprechenden Änderung des AFG zu protestieren, deshalb konnte Seehofer nun darauf hinweisen, daß der Bundesdatenschutzbeauftragte beim AFG auch nix gesagt habe. Nun ist Bruder Jacob wach geworden und moniert den geplanten automatischen Datenabgleich zwischen Sozialamt und Bundesamt für Finanzen und die Loskoppelung dieser Schnüffelei vom Mißbrauchsverdacht. Bislang könnten die notwendigen Informationen über einen Gerichtsbeschluß beschafft werden. Wenn eine bestimmte gesellschaftliche Gruppe vorab als "potentielle Mißbräuchler" verdächtigt werde, sei das "ein fatales Zeichen". Hier werde versucht, die Kette um diesen Personenkreis ganz eng zu ziehen. Das ganze Vorhaben sei nicht verhältnismäßig. (nach "Junge Welt", 2.5.97). Leider hat er nicht gemerkt, daß der automatische Abgleich, den er bei der Sozialhilfe als gefährlich kritisiert, bei der Arbeitslosenhilfe praktisch in Vorbereitung ist.

Änderungen des AFG

(aus Redetext von J./VEBF - Vereins zur Erschließung neuer Beschäftigungsformen) 

(...) Aktive Arbeitsmarktpolitik - sofern es sie denn überhaupt noch geben wird - unterliegt künftig einer engen Ausrichtung am Versicherungsprinzip. D. h. letztlich, Leistungen soll nur noch bekommen, wer vorher in die Versicherung eingezahlt hat. Arbeitslosen außerhalb des Leistungsbezuges wird der Zugang zu arbeitsmarktpolitischen Maßnahmen de facto versperrt. Es geht nur noch um das Einsparen von Geld. Hauptsache Arbeitslose werden in irgendeine Arbeit vermittelt - unabhängig von deren Qualität. Menschen, die nicht im Leistungsbezug stehen - z. B. Jugendliche und Behinderte, die nie eine Chance hatten, in die Versicherung einzuzahlen;  Frauen, die wegen der Anrechnung von Partnereinkommen keine Leistungen erhalten, werden bewußt ausgegrenzt. Der bisherige Konsens, daß spezifische Benachteiligungen auf dem Arbeitsmarkt durch den Einsatz entsprechender Instrumente ausgeglichen werden sollen, wird weitgehend aufgegeben. Der Kern von Sozialversicherung, nämlich der solidarische Ausgleich zwischen Leistungsstarken und weniger Leistungsfähigen wird ausgehöhlt.

In den Genuß der Leistungen der aktiven Arbeitsmarktpolitik werden letztlich nur noch die Leistungsfähigen kommen, denn Leistungen der Arbeitsförderung werden künftig nur noch bei Feststellung der Notwendigkeit und der Erfolgsaussichten gewährt. Angesicht massenhaft fehlender Arbeitsplätze kann das Kriterium der Erfolgsaussichten leicht als Argument für weitere Einsparungen bei Eingliederungsmaßnahmen dienen und damit zur dauerhaften Ausgrenzung von Arbeitslosen führen. Gerade schwervermittelbare Personengruppen dürften damit künftig immer weniger Chancen auf Förderung haben. Der korrekte Name für dieses Gesetz wäre daher nicht „Arbeitsförderungsreformgesetz“ sondern besser „Arbeitsförderungsverhinderungsgesetz“!

Getreu der neuen Maxime, daß nicht mehr die Gesellschaft für die Beseitigung der Massenarbeitslosigkeit verantwortlich ist, wird die Verantwortung für die berufliche Integration an Arbeitgeber und ArbeitnehmerInnen abgeschoben. Eigenverantwortung als Prinzip, dient dem Staat zum Rückzug aus seinem eigenen Verantwortungsbereich. Die strukturellen Probleme der Massenarbeitslosigkeit werden völlig ignoriert. Der Appell an die Arbeitgeber ihrer „besonderen Verantwortung“ für den Arbeitsmarkt nachzukommen bleibt dabei ohne rechtliche Folgen. Für die ArbeitnehmerInnen treten hingegen Leistungskürzungen und Leistungsausschluß ein, wenn sie ihrer „besonderen Verantwortung“ nicht nachkommen - so als wären die von Arbeitslosigkeit Betroffenen wegen ihrer mangelnden Arbeitsbereitschaft selbst Schuld an der hohen Arbeitslosigkeit und nicht etwa die Tatsache, daß nun einmal 6-7 Millionen Arbeitsplätze in diesem Lande fehlen. Ein anderer Name für dieses Gesetz wäre daher statt „Arbeitsförderungsreformgesetz“ besser „Arbeitslosenschuldzuweisungsgesetz“!

Statt die Arbeitslosigkeit zu bekämpfen, werden die Arbeitslosen bekämpft! Künftig müssen sich Arbeitslose unaufgefordert spätestens alle drei Monate beim Arbeitsamt melden - sonst gibt es kein Arbeitslosengeld mehr und sie werden aus der Statistik gestrichen. Gleiches gilt für den Fall fehlender oder nicht genügender sogenannter ‘aktiver Eigenbemühungen’ bei der Arbeitsuche. Auch so kann man die Arbeitslosigkeit reduzieren! - zumindest in der Statistik. In ähnlichere Richtung wird vermutlich die Ersetzung der Kurzzeitigkeitsgrenze von 18 Stunden durch die Geringfügigkeitsgrenze von 15 Stunden der Sozialversicherung wirken. Wer künftig zwischen 15 und 18 Stunden in der Woche beschäftigt ist oder mehr als 610 DM monatlich verdient, gilt nicht mehr als arbeitslos. Die versicherungsrechtliche Gleichstellung von Teilzeitbeschäftigten wird so zum neuen Ausgangspunkt weiterer Leistungssenkungen  verdreht - denn schon bei minimalem Verdienst wird eben das Arbeitslosengeld vollständig versagt. Dadurch wird zum einen die Arbeitslosen​statistik geschönt, zum anderen werden Arbeitsverhältnisse mit nicht existenzsicherndem Einkommen hoffähig gemacht.

Überhaupt scheint es der Bundesregierung sehr am Herzen zu liegen, das Arbeitsförderungsreformgesetz als Mittel zur Deregulierung des Arbeitsmarktes einzusetzen. Die Absenkung des Lohnniveaus in Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen auf nur noch 80% des Tarifs stellt einen klaren Eingriff in die Tarifautonomie dar. Ungleiche Bezahlung soll hier für gleichwertige Arbeit gelten. Ziel ist es, einen staatlich regulierten Niedriglohnsektor zu schaffen und damit Druck auf die gesamte Tarifstruktur auszuüben. Arbeitslose sollen so als LohndrückerInnen mißbraucht werden.

Der Zwang auf die Arbeitslosen wird drastisch verstärkt. So sind z. B. die Regelungen über die Zumutbarkeit von Beschäftigungen deutlich verschärft worden. Der bisher gültige begrenzte Berufsschutz ist entfallen. Ab dem 7. Monat der Arbeitslosigkeit müssen jetzt Stellen angenommen werden, bei denen das Einkommen nur noch die Höhe des Arbeitslosengeldes erreicht. Ein gnadenloser Verdrängungswettbewerb zu Lasten geringer qualifizierter Arbeitsloser wird so in Gang gesetzt und eine massenhafte - volkswirtschaftlich schädliche - Dequalifizierung wird die Folge sein. Ob es das ist, was unter „Ausgleich am Arbeitsmarkt“ zu verstehen ist? Auch die Vermittlung in tarifwidrige Arbeitsbedingungen ist jetzt - im Gegensatz zum bisher gültigen Gesetz - nicht mehr ausdrücklich ausgeschlossen. Tarifwidrige Arbeitsbedingungen sollen so offenbar in den Rang der Normalität erhoben werden. So werden jedenfalls nicht mehr Arbeitsplätze sondern nur schlechtere Arbeitsbedingungen für alle geschaffen. Die neuen kurzzeitigen sogenannten „Trainingsmaßnahmen“ können leicht zum reinen Disziplinierungsinstrument werden. Laut Gesetzesbegründung sollen diese Maßnahmen dazu dienen, die Arbeitsfähigkeit und die Arbeitsbereitschaft der Arbeitslosen zu überprüfen. Angesichts Millionen fehlender Arbeitsplätze ist nicht nachvollziehbar, wie solche kurzzeitigen Maßnahmen Fehlvermittlungen und Maßnahmeabbrüche verhindern sollen. Die Teilnahme an solchen Maßnahmen wird durch die Androhung von Sperrzeiten erzwungen.

Wenn jetzt von einigen  die Einführung von Zwangsarbeit für Arbeitslose gefordert wird, zeigt das, was unter „Umbau des Sozialstaates“ zu verstehen ist. So etwas hatten wir vor über 60 Jahren in Deutschland schon einmal, als in den 30er Jahren bei Wirtschaftskrise und Massenarbeitslosigkeit der Reichsarbeitsdienst eingeführt wurde.

Einher mit der Vergrößerung des Drucks auf Arbeitslose gehen Kürzungen bei den Leistungen. So sind z. B. die Altersstufen für den Bezug eines über ein Jahr hinausgehenden Arbeitslosengeldes für ältere ArbeitnehmerInnen um jeweils 3 Jahre angehoben worden. Den maximalen Anspruch von 32 Monaten gibt es jetzt statt mit 54 erst mit 57 Jahren. Da gleichzeitig der Kündigungsschutz für Ältere mit dem sogenannten Gesetz für mehr Wachstum und Beschäftigung aufgeweicht wurde, schickt die Bundesregierung damit ältere Menschen konsequent in die Altersarmut. Entlasssungsentschädigungen werden künftig in jedem Falle auf das Arbeitslosengeld angerechnet. Es bleibt nur ein Freibetrag von 25 bis 50% - oder anders ausgedrückt: das Amt kassiert 50 - 75%! Entsprechend der strengen Ausrichtung am Versicherungsprinzip sind nur noch Zeiten einer beitragspflichtige Beschäftigungen geeignet, Ansprüche auf Lohnersatzleistungen zu begründen. Die bisher gültige Gleichstellung von beitragsfreien Zeiten während des Bezugs von Mutterschafts- Erziehungs- Unterhalts- oder Übergangsgeld ist gestrichen. Eine weitere - indirekte - Verkürzung des Anspruchs auf Arbeitslosengeld, die insbesondere Frauen treffen wird.

Was wir statt solcher Gesetze brauchen, ist neben der Verteilung der Arbeit auf mehr Beschäftigte, d. h. neben einer radikalen Verkürzung der Arbeitszeit, ein Programm, das Strukturpolitik mit wirklich aktiver Arbeitsmarktpolitik verbindet! Das Institut für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung der Bundesanstalt für Arbeit hat schon vor Jahren ausgerechnet, das ein System öffentlich geförderter Beschäftigung letzten Endes die Gesamtgesellschaft nicht oder höchstens unwesentlich teuerer kommen würde als die jetzige Finanzierung der Arbeitslosigkeit, die ca. 150 Milliarden Mark pro Jahr kostet. Mit diesem Geld könnten z. B. im Bereich der Pflegedienstleistungen, der Aus- und Fortbildung, im Umweltschutz und an vielen anderen Stellen zahlreiche öffentlich geförderte Beschäftigungsverhältnisse geschaffen werden, die nicht nur die soziale Infrastruktur in diesem Land verbessern würden, sondern auch ein wesentlicher Beitrag zur Beseitigung der Massenarbeitslosigkeit wären. Da das Ganze gesamtgesellschaftlich kostenneutral ist, gibt es eigentlich keinen rein ökonomischen Sachzwang für die herrschende Massenarbeitslosigkeit. Was fehlt, ist der wirkliche politische Wille, sie zu beseitigen! Sollte es etwa ein Interesse an Massenarbeitslosigkeit geben? Johannes Steffen hat es am 11. September auf der Sozialabbau-Veranstaltung des Bündnisses so formuliert: „Massenarbeitslosigkeit soll nicht sinken, Massenarbeitslosigkeit soll wirken!“ Die Sozialabbaupolitik bei den Arbeitslosen betrifft nicht nur sie allein, sondern auch und gerade die beschäftigten ArbeitnehmerInnen. Die berechtigte Angst vor eigener Arbeitslosigkeit wird ausgenutzt, um ArbeitnehmerInnen willfährig zu machen und ihnen beliebige Zugeständnisse bei der Entlohnung und den Arbeitsbedingungen abzupressen. Der Staat flankiert mit den  Änderungen im Arbeitsförderungsrecht die marktradikalen Angriffe der Arbeitgeberverbände auf die gesamte Lohn und Gehaltsstruktur. Fehlende Einnahmen in der Sozialversicherung aufgrund der gestiegenen Arbeitslosigkeit werden hier wiederum zu weiteren Kürzungen Anlaß geben. Vom Problem  der Massenarbeitslosigkeit sind daher letztlich alle betroffen. Die Dreiteilung der Gesellschaft in vollwertig Beschäftigte, gerade noch sozial gesicherte und Arme wird bei weiterem Bestehen - oder gar bei Ausweitung - der Massenarbeitslosigkeit weiter vorangetrieben werden. (...)

Arbeitslosenansprache zum 1. Mai 97

Vorgetragen von E./AuA, als Vertreterin von Arbeitslosengruppen in Göttingen auf der 1. Mai-Kundgebung des DGB in Göttingen 1997:

(...) Hier in Göttingen sind es elftausend Menschen, die ohne Job sind. Dem gegenüber sind in Göttingen nur gerade mal ca. 1000 Stellen offen. Dieses grasse Mißverhältnis von Arbeitssuchenden zu freien Stellen belegt, daß nicht Sozialschmarotzertum und Arbeitsunwilligkeit - wie oft behauptet - Ursache für Arbeitslosigkeit sind. Es sind schlichtweg zu wenig bezahlte Jobs da.

Arbeitslosigkeit ist kein Einzelschicksal mehr und hat nichts mit individuellem Versagen zu tun. Arbeitslosigkeit ist zu einer Massenerscheinung geworden, und die Chancen, in den Arbeitsmarkt wiedereinzutreten werden immer geringer.

Praktisch keine Chance hat einen Job zu bekommen, wer nicht in Deutschland geboren ist, wer dem falschen Geschlecht angehört, wer zu alt ist, wer behindert ist oder wer keine Ausbildung hat. Für diese Gruppen von Menschen gibt es praktisch keine Arbeit mehr. Doch in zunehmendem Maß schützt auch Qualifikation und Gesundheit nicht mehr vor Arbeitslosigkeit. Es kann mittlerweile jeden treffen. Und auch die, die noch Arbeit haben, müssen um ihren Job Angst haben. Diese Angst entsolidarisiert die Beschäftigten. Diese Angst wird ausgenutzt um die Löhne zu drücken und die Rechte zu beschneiden.

Und die Situation der Erwerbslosen und SozialhilfempfängerInnen wird immer unerträglicher. Sie werden mit unsinnigen Meldepflichten und Bewerbungsnachweisen drangsaliert. Es wir gestrichen und gekürzt. Z.B. wird jedes Jahr die Arbeitslosenhilfe um 3% gekürzt - bis auf 800,-DM herunter. Davon kann man nicht leben. (...)

Wirklich gefährlich ist, daß alle bisherigen ökologischen und sozialen Standards in einem mörderischen Konkurrenzkampf (um Unternehmensstandorte) zerstört werden. 

Geld ist genug da und zu erledigende Arbeit auch.  Doch wer hat Interesse, Geld und Arbeit zusammen zubringen? Die Industrie will ihre Profite maximieren und tut dies über das Wegrationalisieren von Menschen. In ihrem betriebswirtschaftlichen Egoismus denkt sie nicht an die Opfer und den Schaden für die gesamte Volkswirtschaft. Sie entledigen sich des Kostenfaktors Mensch, für den dann der Staat mit noch mehr Schulden einstehen muß. (...) Es wird Zeit, daß wir uns gegen diesen gnadenlosen Kapitalismus zur Wehr setzen.

Arbeitslosigkeit und Sicherheitsstaat

(G./Montage-Team, Rede auf einer Montagsdemo 1997) 

Guten Tag! Wir protestieren dagegen, daß aus Profitinteressen die Arbeitslosigkeit immer weiter in die Höhe getrieben wird.

Wir protestieren gegen den Abbau sozialer Leistungen und das Spar-Gefasel, weil an anderer Stelle die Steuergelder zum Fenster herausgeworfen werden.

Wir protestieren dagegen, daß Menschen entwürdigend behandelt werden, nur weil sie zufällig nicht auf dem Fleckchen Erde geboren sind, das Deutschland genannt wird.

Wir wollen, daß die Arbeitslosen in Göttingen und anderswo aus ihrer verschämten Verstecktheit herauskommen und offen gegen die Arbeitslosigkeit protestieren. 

Viele warten noch ab und denken, es wird schon wieder. Wenn demnächst die Arbeitslosigkeit über 5 Millionen steigt müssen sie erkennen, daß wir auf dem Arbeitsmarkt keine Talsohle mehr durchschreiten, sondern eine weite abgeholzte Ebene vor uns haben.

Arbeitslosigkeit ist kein Naturereignis wie Ebbe und Flut, Sommer und Winter. Arbeitslosigkeit ist unter anderem das Ergebnis einer schlechten Politik von Christlich-Demokratischer-Union, Christlich-Sozialer-Union (Diese Namen, welche ein Hohn) und Freidemokraten die hoffentlich bald aus allen Parlamenten rausfliegt.

Die modernen Manager haben vergessen, daß Eigentum auch eine soziale Verpflichtung beinhaltet. Statt dessen fahren sie diese Gesellschaft aus Profitgier an die Wand, richten mit Arbeitslosigkeit und Armut unsere Gesellschaft zugrunde. 

Um die Unzufriedenheit in der Bevölkerung zu dämpfen, erzählen sie uns etwas von den Problemen des Wirtschaftsstandortes Deutschland und davon, daß der Staat unbedingt sparen müsse:

Verdammt - alles Lüge - es ist genügend Reichtum da - die Unternehmen schwimmen im Geld und die Bundesregierung hat zwar exorbitante Schulden aber solange die Bundesregierung etliche Milliarden DM für den Kauf von 180 Eurofightern ausgeben will, ist jede Kürzung von Sozialleistungen blanker Hohn.

Die Gesellschaft gerät in Unordnung. Allerorten wird das Prinzip der totalen Marktwirtschaft gepredigt. Wollt ihr den totalen Markt?! In der Konkurrenz überlebt halt der Stärkere. Das wird als Naturgesetz propagiert, so als ob unsere Gesellschaft aus wilden Tieren bestände.

Arbeitslose und Sozialhilfeempfänger werden demgemäß zu den Verlierern im scheinbar natürlichen Kampf und Ausleseprozeß abgestempelt.

Daher ist es kein Wunder, wenn der Kampf jeder gegen jeden entbrennt, wenn Menschlichkeit und Mitgefühl als Hindernis beim gnadenlosen Konkurrenzkampf empfunden werden. Gewinnen kann nur, wer hart gegen andere ist.

Wer verliert, ist eben zu schwach, lebensunfähig und wertlos. Er wird ausstoßen und wenn er zugrunde geht, dann wird das als natürliche Auslese angesehen.

Kriminalitätsbekämpfung: Die gleiche Sorte von Leuten, die Rücksichtlosigkeit in der Wirtschaft predigt, verlangt dann mehr Polizeimaßnahmen, um die steigende Gewaltkriminalität in der Gesellschaft wieder in den Griff zu bekommen. Und so vergiften sie immer das gesellschaftliche Klima immer mehr.

Angesichts der zunehmenden Armut fällt dem Hauptverband des Deutschen Einzelhandels auf Bundesebene nichts anderes ein als die Verwahrlosung der Städte zu beklagen und polizeiliche Maßnahmen gegen Diebstahl und "sozial unerwünschtes Verhalten" zu verlangen. Passend dazu haben hier vor Ort die Stadt Göttingen, der Einzelhandelsverband, die Polizei und ein sogenannter Präventionsrat eine Kampagne gegen die Zunahme des Ladendiebstahls gestartet und rufen den Arbeitslosen und Sozialhilfeempfängern sowie den Jugendlichen ohne Perspektive zu: Klauen bringt nix! (So das bisherige Motto der Aktion). Dies geschieht anscheinend in weiser Voraussicht gegen zukünftig zu erwartende Plünderungen aus sozialer Not.

Statt die Ursachen von Arbeitslosigkeit und Armut zu bekämpfen, werden Arbeitslose und Arme bekämpft. Als Sozialschmarotzer und Parasiten wird ihnen die Schuld an der Arbeitslosigkeit und den angeblich leeren Kassen gegeben.

Die Hetze wie sie gegen Arbeitslose und Sozialhilfeempfänger betrieben wird, wird noch gesteigert, wenn es um Ausländerinnen geht. Man versucht, ihnen die Schuld an der deutschen Arbeitslosigkeit anzudichten. In den Medien kam es erst neulich wieder zu einem volksverhetzenden Vorfall. In riesiger Aufmachung wurde vor der Ansteckung mit dem tödlichen Lassafieber eines illegalen Einwanderers gewarnt. Kurz darauf stellte sich heraus, daß es gar kein Lassafieber gegeben hatte - die Pressemeldungen hierüber waren jedoch ganz klein. 

Politikern und Medien versuchen, die Wut der Bevölkerung über die Verschlechterung der Lebensverhältnisse auf Arme, Arbeitslose und Ausländer zu lenken. Damit versuchen sie abzulenken von der Korruption, Steuerhinziehung, Vergeudung, Reichtum und Luxusinteressen in ihren eigenen Reihen.

Arbeitslose gegen Rechts

Neue Rechte und soziale Frage

(Bericht im "Stadt-Info" über eine Veranstaltung des Antifa-Arbeitskreises des DGB Göttingen / Northeim.) Referent war Helmut Kellershohn vom Duisburger Institut für Sprach- und Sozialforschung. Im gut gefüllten Vortragssaal des DGB-Hauses lieferte Kellershohn eine klare, gut gegliederte Rede zum Thema, insbesondere zu den verschiedenen ökonomischen Argumentationsmustern innerhalb der neuen Rechten.

Diese Argumentationsmuster sind nicht immer als das Gerede von "Ewig-Gestrigen" zu erkennen, sondern verschränken sich mit dem was tagtäglich von der offiziellen Politik in die Medien geblasen wird. Beispiel hierfür ist Roland Bubik von der Zeitschrift "Junge Freiheit": Er hält sich nahe an den Denkmodellen der herrschenden Parteien.

Die Standortdiskussion wird als nationale Frage diskutiert, der Staat muß gestärkt werden, damit die Nation im internationalen Wettbewerb bestehen könne. Deshalb müsse einerseits ein zunehmend starker, autoritärer Staat nach innen für Ordnung sorgen aber gleichzeitig müsse sich der Staat aus dem Sozialbereich zurückziehen, damit er Geld spare, das er für die Stärkung der Wettbewerbsfähigkeit ausgeben könne. Derart wird die Nation als "Schutz- und Sicherheitsgemeinschaft" dargestellt, der starke Staat als Garant für Sicherheit aufgewertet. Es geht der Neuen Rechten darum, den starken Staat zu schaffen, der als Nationaler Wettbewerbsstaat und quasi als "Deutschland GmbH" auf dem Weltmarkt handelt.

Dabei wird der Markt als Mechanismus verstanden, der ein Kampfelement enthält und dem sozialdarwinistischen Prinzip "Überleben des Stärkeren" zum Durchbruch verhilft. Ein Autor, der nahe bei den Neofaschisten anzusiedeln ist, Roland Hepp, setzt hier mit einer völkisch- rassistischen Argumentation ein: die deutschen Politiker sollten sich nicht um das Wohl der Welt, sondern ausschließlich um das Wohl der Nation kümmern. Er kritisiert das "universalistische Denken" der deutschen Politiker. Statt Verteidigung der Menschenrechte sollten sie sich primär um nationale Interessen kümmern. Wer zur Deutschen Nation gehöre, der solle auch dafür belohnt werden und deshalb sollen alle anderen sichtbar Nachteile in Kauf nehmen müssen (aktuell zur Asyl und Flüchtlingspolitik).

Auf die vielen anderen Argumentationslinien (Geschlossener Handelsstaat, Politik und Raum, etc.) kann an dieser Stelle nicht weiter eingegangen werden. Der beschriebene Haupt-Argumentationsgang mündet jedenfalls in die Gesamtströmung eines "Neo-Konservatismus" (Bewahrung der traditionellen Werte, Nation, Familie,..) ein, die sich mit dem Neo-Liberalismus (absolute Konkurrenz-Marktwirtschaft) verbindet. Deshalb können sich die regierende Standort-Politiker immer schwerer gegen die Konzepte der Neuen Rechtenabgrenzen und transportieren die Entwicklung hin zum "starken nationalistischen Staat des Sozialabbaus".

Für eine Arbeitslosenbewegung, gegen Nazis!

(Passage aus dem Flugblatt des Bündnisses zum 1. Mai 1998) 

Gegen die Rechtsextremisten von DVU und NPD etc.! Sie haben keinerlei Konzepte zur Überwindung der Arbeitslosigkeit. Sie versuchen von der ungleichen Vermögensverteilung abzulenken, indem sie rassistischen Haß gegen Ausländer/innen schüren. Aber das Geld liegt nicht bei den ausländischen Kolleginnen und Kollegen, sondern bei den deutschen Reichen. Die Grenzen verlaufen nicht zwischen Ausländer/innen und Deutschen, sondern zwischen Arm und Reich! Die Nazis haben keine Umverteilung des Geldes zugunsten der Armen im Sinn, sondern wollen "die Stärkung des deutschen Unternehmertums" und wollen einen diktatorischen Nazi-Staat, der alles unterdrückt, was der "Weltmacht Deutschland" schadet; notfalls wollen sie auch die "Deutschen Frontsoldaten" wieder in Aktion treten lassen.

(Kleiner nicht veröffentlichter Zusatz, der sich irgendwo in den Papieren niedergeschrieben fand: NEIN, wir wollen keine Autobahnen bauen, um Arbeit zu schaffen. Wir wollen keinen Krieg führen, um Weltmarktkonkurrenten plattzumachen -Nach dem Motto : Was soll das mit der internationalen Konkurrenz, zwei Atombomben auf Japan und wir haben wieder Luft auf dem Weltmarkt - wer da nicht mitzieht ist ein Weichei! Und wir wollen zu diesem Zweck auch keine anderen Menschen niedermachen, weil sie anders aussehen, anders sprechen, andere Religionen oder eine andere Hautfarbe haben. Wir leben mit den Ausländer/innen ganz gut zusammen, solange dies  nicht selbst Faschisten sind - türkische graue Wölfe z.B.)

Gegen Nationalistische Töne in der Diskussion 

(aus Stadt-Info) Das Volkshaus der Türkei Göttingen kritisierte in seinem Aufruf zur "Demonstration gegen Rassismus und neofaschistischen Terror" (Samstag den 5.4.), die Bemerkungen die zu diesem Thema aus Regierungskreisen zu hören sind: "So sagte Bundeskanzler Kohl beim letzten CDU-Parteitag (20.10.1996): "Wenn die Arbeitslosigkeit nicht nachhaltig gesunken ist, hat dies auch damit zu tun, daß 1988 bis 1993 allein 2,5 Millionen Zuwanderer auf den deutschen Arbeitsmarkt geströmt sind. Ich fordere Sie dringend auf, all diese weithin unbekannten, wichtigen Daten stärker in unserem Land zu verbreiten". Und der Chef der CSU-Bundestags-ParlamentArier Michael Glos will es "nicht länger hinnehmen, daß Millionen unserer Mitbürger arbeitslos sind und gleichzeitig jedes Jahr eine Million Arbeitserlaubnisse an Ausländer in Deutschland erteilt werden". 

Die Jungen Nationaldemokraten klebten 1997 u.a. entlang der Autobahnraststätten Aufkleber mit der Aufschrift: "Arbeitsplätze zuerst für Deutsche". Stehen wir also vor einer rechtsradikalen Variante des Protestes gegen Arbeitslosigkeit? Dies trifft sich mit der CDU Kampagne, darauf hinzuweisen, daß die Arbeitslosigkeit nicht so hoch wäre, wenn die Ausländer rausgeschmissen würden. Und wie verhalten sich dann die Leute, die heute schon den Standortegoismus pflegen?

Bei den Demonstrationen der Bauarbeiter in Berlin konnte man erleben, daß Neo-Nazis versuchten, die Wut der von Arbeitslosigkeit Bedrohten auf Ausländer/innen umzulenken. Der BAU-Gewerkschaft ist es hoch anzurechnen, daß sie diese Parolen entschieden eindämmte und eine Gegenargumentation verbreitete.

Die Rede des Betriebsrates der Firma Bosch am 1. Mai in Göttingen hingegen hatte einige peinliche Stellen - obwohl er sicherlich nichts mit den nationalistischen Tönen zu tun haben will, tendierten seine Argument doch in diese Richtung. Es ging ihm um die Vernichtung von Arbeitsplätzen durch die Unternehmensleitung von Bosch. Allerdings begab er sich dabei in eine Art Konkurrenz zu den spanischen Kolleginnen und Kollegen, denn er bejammerte, daß Bosch einen Teil der Arbeitsplätze nach Spanien verlagert habe, dabei seien sie hier doch bereit, zu allen möglichen Bedingungen zu arbeiten (oder sollte ich mich da verhört haben?). Das einzige, worüber er sauer sein sollte ist doch, daß die Spanier/innen nicht soviel Lohn und Sozialleistungen kriegen wie die Deutschen - dann wäre auch die Konkurrenz um den Standort aufgehoben. 

Marktwirtschaft als "natürliche Auslese"?

(aus Stadt-Info) Der Naturforscher Darwin sagte, daß nur die besser angepaßten Lebewesen überleben in der Evolution (Survival of the fittest). Damit erkläre sich z.B. das weiße Fell der Polartiere. Je heller das Fell, desto größer sind die Chancen, zu überleben und sich zu vermehren, bis es nur noch Tiere mit weißem Pelz gibt. Die These vom "Überleben der Angepaßten" als Evolutionsprinzip, wird oft umformuliert in "Der Stärkere überlebt". Wendet man sie auf die menschliche Gesellschaft an, spricht man vom Sozialdarwinismus. In Kriegen werden dann eben "die Schwächeren wie im Naturprozeß vernichtet" und in der Wirtschaft wird die Konkurrenz am Markt als ein "natürlicher Ausleseprozeß" angesehen, bei dem "das Schwache" ausgesondert wird. Bei den Nazis war der Sozialdarwinismus Bestandteil der Rassenideologie.

Neoliberalismus, die Ideologie der radikalen Marktwirtschaftler scheint von den Gedanken des Sozialdarwinismus gar nicht so weit entfernt zu sein - Nicht wahr Herr Westerwelle? 

Arbeitslosen"bewegung" in Göttingen?

Artikel aus dem Montage-Team für die Zeitschrift PAMPA vom Mai 1998

Einschätzung zu Stand und Zustand der Arbeitslosen"bewegung" in Göttingen:

Es gibt keine Arbeitslosenbewegung in Göttingen. Die große Zahl der Arbeitslosen "bewegt" sich nicht - jedenfalls nicht zum Zwecke des Protestes. Was sich bewegt, ist eine kleine Anzahl von Leuten, die stellvertretend für 10.000 Arbeitslose in Göttingen gegen Arbeitslosigkeit und Sozialabbau protestieren. 

Es gibt Ansätze für eine Bewegung in Göttingen; die wird allerdings nicht allein auf das Problem der Arbeitslosigkeit beschränkt bleiben, sondern verschiedene Teile des sozialpolitischen Protestes integrieren. So hatten die Göttinger Montagsdemos bzw. Montagskundgebungen 1997 auch folgende verschiedenen Themen zum Inhalt: Arbeitslosigkeit, Sparterror im Gesundheitsbereich, Arbeits-Zwang-Modelle im Sozialhilfebereich (Maatwerk) , Warengutscheine, Eurogipfel Amsterdam, Schikanen durch das Arbeitsamt, "Wem gehört die Innenstadt", Entlassungen beim Logistikzentrum der Telekom, Uni-Streik, Rassismus, Asylpolitik und Abschiebungen, Behinderten- und Altenversorgung, Bauarbeiterstreiks, usw. Wie schnell den einzelnen Bereichen heraus Mobiliserungschübe größeren Ausmaßes entstehen können, zeigte die Beteiligung einer großen Zahl von Studierenden an den Demonstrationen des Bündnisses im Dezember 1997.

Aber zurück zum Bereich Arbeitslose und zunächst zur Frage "Warum bleiben die mehr als 10.000 Arbeitslosen in Göttingen so ruhig?": Viele Arbeitslose sehen keinen Anlaß zum Protest, weil sie ihre Arbeitslosigkeit nur für einen vorübergehenden Zustand und Folge eines vorübergehenden "konjunkturellen Tiefs" halten. Die zahlreicher werdenden Langzeitarbeitslosen erkennen dies zwar nach und nach als Illusion, verfallen aber dann angesichts dieser Erkenntis eher in Resignation und Apathie. Oftmals rutschen sie auch in die soziale Isolation und werden von Selbstzweifeln geplagt. Schließlich schämen sich viele, als Arbeitslose in der Öffentlichkeit aufzutreten. Den befreienden Schritt "von der Depression zur politischen Aktion" machen nur wenige.

Es gibt noch viele andere Gründe dafür, daß es bisher nicht gelungen ist, auch nur einen Bruchteil der vielen Tausend Arbeitslosen in Göttingen zur Teilnahme an Protesten zu bewegen. Aber wer mit Arbeitslosen auf dem Arbeitsamt spricht, merkt, daß das Protestpotential wächst. Immer mehr Arbeitslosen steht einfach finanziell das Wasser bis zum Halse, immer mehr rutschen in die Sozialhilfe.

Von welchen Initiativen wird die "Bewegung" getragen (Rolle der Gewerkschaften)?

Seit Anfang 1997 werden öffentliche Proteste gegen Arbeitslosigkeit in Göttingen durch des Bündnis gegen Sozialabbau (kurz BgS) getragen, das aus einem Zusammenschluß der Arbeitsloseninitiativen mit den Protesten gegen die Gesundheitsreform entstanden ist. Einige Mitglieder der Arbeitslosengruppe "Arbeitslos und Aktiv" AuA hatten schon 1996 die Idee mit den Göttinger Montagsdemos gehabt. Diese Mitglieder von AuA haben dann kontinuierlich in der Koordinationsgruppe des Bündnisses gegen Sozialabbau mitgearbeitet. 

Neben AuA gibt es noch die gewerkschaftlich Arbeitslosengruppe (hier kurz GAG genannt) für arbeitslose IGM und ÖTV-Mitglieder. Nachdem von der zentralen Koordinationsstelle gewerkschaftlicher Arbeitslosengruppen (Bielefeld) kurzfristig zu Aktionstagen während des Bundestagswahlkampfes aufgerufen wurde, bereitete die GAG den ersten Aktionstag am Arbeitsamt im Februar vor. Beim zweiten Aktionstag (5.3.) hatte das BgS schon früh mobilisiert, die GAG veränderte Wochen später in einem eigenen Aufruf die Uhrzeit für den Protestbeginn. Während des Aktionstages, als die Protestierenden die Cafeteria im Arbeitsamt "besetzten" kam es zu Unstimmigkeiten, als Mitglieder der GAG versuchten, die Mehrheit der Protestierenden zum Verlassen der Cafeteria zu bewegen.

Der DGB Göttingen hatte nach Beschluß der Einzelgewerkschaften Anfang 1997 den Aufruf des Bündnisses zu den Montagsdemos mitunterzeichnet. Außer bei der GAG haben die Gewerkschaften Einfluß beim "Runden Tisch Armes Göttingen" und den Arbeitslosen-Beratungsstellen TUWAS und VEBF, die wiederum in vorsichtiger Distanz zum Bündnis agieren und statt Aktionen eher die institutionelle Arbeit bevorzugen. Alle sollten dazu beitragen, daß an dieser Stelle kein Keil zwischen diese verschiedenen Bereiche des Bündnisses getrieben werden. 

Was sind die Forderungen (und warum es die richtigen oder die falschen sind)?

Für den Protesttag am Göttinger Arbeitsamt im März wurden einige aktuelle Forderungen aus Sicht des Bündnisses gegen Sozialabbau zusammengefaßt, die allerdings auch die Verknüpfung mit den anderen Bereichen im Auge behalten:

(...) Die hier folgenden Forderungen sind später überarbeitet worden, siehe "Forderungen"

Soweit die publizierten Forderungen des BgS. Schließlich sei erwähnt, daß bei Protestveranstaltungen der GAG die Wahlkampfforderung "Kohl muß weg" eine herausragende Rolle spielt. Die Aktionstage sind von der Koordinationsstelle gewerkschaftlicher Arbeitsloseninitiativen bezeichnenderweise auch nur bis zur Bundestagswahl geplant. Es wäre sicher besser, inhaltliche Forderungen unabhängig von Wahlen in den Vordergrund zu stellen.

Auf dem Aktionstag am 5.2.98 in Hamburg wurde u.a. der Spruch "Lohnarbeit ist Scheiße!" skandiert (sozusagen als Gegenpol für "Nehme jede Arbeit an"). Auch in Göttingen finden die Parolen "Arbeit für alle" oder "Recht auf Arbeit" nicht überall Anklang. Einige weigern sich, "um das Goldene Kalb der Lohn-Arbeit zu tanzen" und es hat eine Diskussion über den "Begriff der Arbeit" begonnen. Inzwischen hat sich herausgestellt, daß die unterschiedlichen Postitionen in unterschiedliche Forderungen münden: Arbeitszeitverkürzung einerseits und Grundrente andererseits. Hierzu wäre eine intensivere Diskussion sicher sinnvoll.

Gegen rechtsgestrickte "Lösungen des Arbeitslosenproblems" müssen Abgrenzungen zur neoliberalistische Flexibilisierung der Arbeit erfolgen. Und wer immer wieder auf die Zwänge der internationalen Wirtschaftskonkurrenz hinweist, die Stärkung der deutschen Wirtschaft im internationalen Wettbewerb propagiert, der bewegt sich auf der neonazistischen Linie des "Starken Staates" und des "nationalen Wettbewerbsstaates". Bei der Formulierung von Forderungen muß dringend darauf geachtet werden, daß rassistische Parolen wie "Deutsche Arbeitsplätze zuerst für Deutsche" neutralisiert werden. Hierfür eignet sich der Spruch des Frankfurter Arbeitslosenzentrum FALZ am 5.3.: "Arbeitslose aller Länder vereinigt Euch".

Was sind die "Kampfformen" (oder wie sind die Aktionstage zu bewerten)? 

In Frankreich wurden Arbeitsämter, Rathäuser, Eliteschulen, Parteibüros, Bahnhöfe, EVUs, die Börse und Banken besetzt. Die Aktionstage in der Bundesrepublik wurden mit der Parole "Französische Verhältnisse schaffen!" gestartet, verharrten aber in sehr zurückhaltenden Protestformen. Beim ersten bundesweiten Aktionstag der Arbeitslosen standen nur wenige Protestierende am Göttinger Arbeitsamt. Beim zweiten Aktionstag waren es schon etwas mehr und es erfolgte eine "Besetzung" der Cafeteria im Arbeitsamt, zu der die Arbeitslosen eigentlich keinen Zutritt haben. Es wurde ein Video über die Besetzungen in Frankreich gezeigt und einige Leute bedienten sich kostenlose an der Theke der Cafeteria. In der lokalen Monopolpresse wurde dies nicht erwähnt.

Was die Montagsdemos angeht: deren Motto war und ist: "Steter Tropfen höhlt den Stein". Ziel ist die Schaffung eines Kristallisationskernes für Proteste aus den unterschiedlichen Bereichen. Um eine solche Protestform über lange Zeit aufrechtzuerhalten, wird von der Koordinationsgruppe zukünftig kein "Animationsprogramm" mehr organisiert, sondern der montägliche Treff läuft unter der Überschrift "Aktives Herumlungern", d.h. Demos, Kundgebungen und mehr sind nicht ausgeschlossen aber auch kein Muß. 

Was tun? Wie soll und kann es weitergehen?

Es ist ein Fehler, allein auf eine "Arbeitslosenbewegung" zu setzen. Die "A(rbeitslosen)-Klasse" ist nicht das alleinige Subjekt zukünftiger Auseinandersetzungen. Bislang ist z.B. die Gruppe der SozialhilfeempfängerInnen noch gar nicht in den Protesten aufgetaucht. Die Aktionstage in Deutschland sollten nicht allein vor dem Arbeitsamt, sondern auch vor dem Sozialamt stattfinden. Erstens landen immer mehr Arbeitslose beim Sozialamt und gegenwärtig ist die Streichung der Sozialhilfe für rund 1000 in Göttingen (bundesweit 250.000) abgelehnte AsylbewerberInnen ein dringender Anlaß für den Protest.

Als fokussierende, zusammenfassende Forderung erfolgt bislang der Hinweis auf Art. 1 GG, die "Unantastbarkeit der Menschenwürde". Alle betroffenen Bereiche müssen in einer Protestbewegung über solche und ähnliche menschenrechtliche Mindeststandards herum miteinander verbunden und vernetzt werden. Dieses Zusammenwirken zu organisieren ist notwendig, um einen Schutz vor Ausgrenzungsstrategien zu schaffen. Es geht hier nicht mehr um "Sandkastenspielereien", es geht um die Existenz von Menschen. 

Aktion im Arbeitsamt

Artikel aus der Göttinger Drucksache zum Aktionstag der Arbeitslosen im März 1998 
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Am Donnerstag den 5.3.98 um 10 Uhr versammelten sich ca. 70 Personen im Erdgeschoß des Arbeitsamtes Göttingen zum Protest gegen Arbeitslosigkeit und Sozialabbau. In jeder Ecke des Arbeitsamtes waren Polizisten in Zivilkleidung anzutreffen, die teilweise ziemlich frech ihre Präsenz demonstrierten. Wie bei der ersten Aktion am 5.3. versuchten sie durch Intervention die gewerkschaftlichen "ängstlichen" Arbeitslosen von den anderen zu spalten. Damals wurden die "Ängstlichen" z.B. gefragt: "Sagen Sie mal, finden Sie das denn in Ordnung, daß da solche Leute als Trittbrettfahrer ihrer Aktion mitmachen und so Plakate (Von Frankreich lernen) aufhängen?", Diesmal wollten sie von Anfang an verhindern, daß die "Ängstlichen" beim Besuch der Cafeteria mitmachten. So hatte ein besonders penetranter Zivilbulle gezielt Leute dieser Gruppe angesprochen, ob sie wüßten, daß die Einladung in die Cafeteria nicht in Ordnung sei.  

Um 11 Uhr flatterten dann überall kleine bunte Zettel rum mit der Aufforderung, in die Cafeteria zu gehen, zu der Arbeitslosen eigentlich der Zutritt verwehrt ist. Auf einem Tisch wurde ein kleiner Schwarz-Weiß-Fernseher mit Videorecorder aufgebaut und Aufzeichnungen von den französischen Protestaktionen gezeigt. Selbstverständlich konnte nicht das beste videotechnische Equipment mitgeschleppt werden und so war der Ton etwas zu leise und das Bild etwas zu klein. Nachdem sich einige Leute, ohne zu zahlen bei den belegten Brötchen bedient hatten, traten die Polizisten in Zivilkleidung in Aktion, die das Geschehen zunächst hilflos beobachtet hatten. Sie wollten an der Tür eine Kontrolle einrichten, taten es aber dann doch nicht. Um 11.30 tauchte schließlich ein Vertreter der ängstlichen Arbeitslosengruppe der IGMetall und ÖTV auf und versuchte die Leute dazu zu bewegen, doch die Cafeteria wieder zu verlassen, damit die Beschäftigten des Arbeitsamtes ungestört ihr Mittagessen einnehmen können.   

Der Vertreter der IGM Arbeitslosengruppe bekam natürlich Verstärkung vom stellvertretenden Direktor des Arbeitsamtes. Der Stellvertreter klärte darüber auf, daß es keine Einladung des Arbeitsamtes gewesen sei. Und dann lamentierte er wegen der unbezahlten Brötchen. Den Hinweis, daß mensch erstmal Brötchen verdienen muß, bevor mensch Brötchen bezahlen kann, überging er .  
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Inzwischen waren schon ein Mannschaftswagen am Cinemaxx und jeweils Streifenwagen an den Ausgängen des Arbeitsamtes aufgefahren. Die Protestierenden einzusperren, war den Zivis nicht möglich, weil um 12 Uhr ja die Beschäftigten des Arbeitsamtes zum Essen gehen wollten. Um 5 Minuten vor 12 gingen die Leute dann aus der Cafeteria wieder hinunter ins Erdgeschoß. 

------------------------------------------

An diesem Artikel wurde, nach dessen Erscheinen der Begriff "ängstliche Arbeitslose" kritisiert. Aber wie soll man denn diese Schlafmützen bezeichnen, die nicht mal die minimalste, begrenzte Regelverletzung begehen wollen, um ihrem Protest Nachdruck zu verleihen?

Uni Göttingen

Solidaritätserklärung zum Unistreik 25.11.97

R. und G. / Montage-Team , Grußadresse an die Studierenden bei der Uni-Vollversammlung am 25.11.97, 

Liebe Studis! Wir übermitteln Euch Grüße vom Göttinger Bündnis gegen Sozialabbau. 

Wir haben das ganze Jahr 1997 über montags um 17.00 Uhr Proteste organisiert. Zwar konnten wir dieses Jahr unser Ziel noch nicht erreichen, jeden Montag um 17.00 Uhr tausend Leute auf den Marktplatz am Gänseliesel zu bringen, es waren immer nur zwischen 50 und 200 da, aber dafür haben wir das ganze Jahr durchgehalten.

Das Bündnis gegen Sozialabbau entstand durch den Zusammenschluß von 53 Organisationen und Verbänden. Dazu gehören u.a. Arbeitsloseninitiativen, der Paritätischen Wohlfahrtsverband, das Gesundheitszentrum und das Frauengesundheitszentrum, die Selbsthilfe Körperbehinderter, der DGB und die DAG Göttingen aber auch der Allgemeine Studierenden Ausschuß der Uni Göttingen.

Unser Protest richtet sich gegen den Sozialabbau und Sozialstaatsabbau sowie gegen den Sparterror in allen Bereichen. Bei der Sozialhilfe, bei den Arbeitslosen, im Gesundheitswesen und im Schul- und Hochschulbereich sowie gegen die Ausgrenzung von Menschen, die durch deutsche Gesetze als AusländerInnen definiert werden.

Wir wenden uns gegen die Sparmaßnahmen an den Universitäten, denn unsere Hochschulen sind verpflichtet, Wissenschaft, Forschung und Bildung im Interesse der gesamten Bevölkerung zu betreiben und nicht nur funktional im Interesse der Wirtschaftsunternehmen zu arbeiten.

Wir freuen uns, daß nun an den Universitäten der Protest gegen die Sparmaßnahmen lauter wird. Füllt ihn mit solchen Inhalten, daß der Beifall von der falschen Seite, aus Regierungs- und Arbeitgeberlager - verstummt. Wir unterstützen Proteste gegen Elitenbildung und wünschen Euch im Namen des Bündnisses gegen Sozialabbau viel Erfolg, denn Euer Protest ist unser Protest!

Der Hörsaal war proppenvoll mit ca. 800 Leuten, und es wurde eine Resolution verabschiedet, die auch den Sozialabbau außerhalb der Uni mit in die Studierendenproteste einbezog.

AstA gegen Sozialabbau
Auszüge aus einer AStA-Rede, die sowohl am 28.4. als auch am 1. Mai gehalten wurde

Sozialer Kahlschlag im Bildungssystem

Auch das Bildungssystem bleibt vom sozialen Kahlschlag nicht verschont. Die staatliche Ausbildungsförderung ist seit der 18. Bafög-Novelle nicht mehr als eine Farce. Nicht einmal jedeR Sechste kommt noch in den Genuß des Bafög (...) Bildung wird zum Gut für die Wenigen, die es sich noch leisten können. (...) Auf diese Weise findet eine soziale Auslese statt, Eliten bleiben bestehen und reproduzieren sich.

Solidarität mit anderen gesellschaftlichen Gruppen

Wir wollen gemeinsam mit anderen Betroffenen des sozialen Kahlschlags demonstrieren und zusammen mit Arbeitslosen, SozialhilfeempfängerInnen und Flüchtlingen zeigen, daß wir von denselben Mechanismen betroffen sind.

Unsere Anliegen sind verwandt! Nur ein Bündnis kann verhindern, daß die einzelnen Gruppen sich um in den Sand geworfene Groschen prügeln, statt solidarisch um den Geldsack der Unternehmen zu kämpfen......

Protest gegen Sozialabbau soll die Grundprobleme benennen!

Große Bündnisse sind wichtig, aber große Bündnisse bergen auch die Gefahr, daß die inhaltliche Analyse verwässert wird. Das abfeiern des gemeinsamen Protestes gegen die Auswirkungen des Sozialabbaus kann sehr schnell zum einzigen Bindeglied werden! Es kommt nicht nur darauf an, gemeinsam die derzeitige Situation zu beklagen und dagegen zu demonstrieren!

Wir müssen die Mechanismen, die hinter dieser Politik stehen knacken. Die Lügen, die den sozialen Kahlschlag legitimieren sollen, müssen aufgedeckt und in die öffentliche Diskussion getragen werden.

Kritik an den Gewerkschaften

Die Gewerkschaften zeigen gerade hervorragend, wie man es schafft, zwar einerseits gegen Sparmaßnahmen und Kürzungen zu protestieren, andererseits aber die Argumentationen der herrschenden Standortpolitik zu übernehmen und im Endeffekt nichts anderes als die, besseren Sparkonzepte" vorzulegen. Das Angebot, Lohnverzicht" für die Garantie neuer Arbeitsplätze, akzeptiert letztlich die Argumentation, daß hohe Lohnkosten eine Ursache der Arbeitslosigkeit seien. (......)

Die Diskussion um Arbeitsplätze nimmt im DGB darüber hinaus zunehmend rassistische Züge an: Arbeitsplätze sichern, d. h. inzwischen für viele: Arbeitsplätze für Deutsche sichern. IG- Metall Chef Klaus Zwickel sagte dazu im Januar wortwörtlich: ,Ich denke sehr wohl, daß wir zu verabredeten Quotierungen im Rahmen des Einwanderungsgesetzes kommen müssen, um den deutschen Arbeitsmarkt zu entlasten und den sozialen Sprengsatz zu entschärfen." (......)

Europa

 (Redebeitrag  zur Zeit der Demo in Amsterdam , G./ Montage-Team) Wir haben ja in der Vergangenheit immer wieder von den Euromärschen berichtet. Am vergangenen Samstag den 14.6. kam es nun zu der lange vorbereiteten großen Demonstration in Amsterdam gegen Erwerbslosigkeit, ungeschützte Beschäftigung und Ausgrenzung.

50.000 Menschen demonstrierten am Samstag in Amsterdam gegen Erwerbslosigkeit, ungeschützte Beschäftigung und Ausgrenzung. Sie demonstrierten für ein anderes Europa, ein soziales Europa und gegen Lohnsklaverei.

Wir wenden uns gegen eine europäische Gemeinschaft die zum Runterfahren der Sozialstandards und Sozialdumping benutzt wird.

Deshalb freuen wir uns über die Proteste in Amsterdam und unterstützen die Kritik mit Protestaktionen hier vor Ort. Die Medien berichten nur sehr wenig über den Protest in Amsterdam, obwohl da allerhand los ist: Überall Gitter, wie im Zoo, überall Polizei und überall DemonstrantInnen. Aber die Medien berichten nur äußerst spärlich. Deshalb nutzen wir Berichte direkt aus Amsterdam, die wir per E-Mail erhalten haben.

In den Medien fehlte die Nachricht, daß am Samstag ca. 900 Menschen festgenommen worden waren. Die Insassen eines Zuges wurde teilweise verhaftet, teilweise zurückgeschickt. Weitere Festnahmen erfolgten in der Marnixstraat und bei einem Suppermarkt, als Leute versuchten sich in einem kostenlos mit Verpflegung einzudecken. (proletarian shopping)

(gekürzt ... hier wird über die verschiedenen Aktionsformen auf der Demo berichtet.......)

Am Freitag hatten 3000 Leute in Italien versucht, in Mailand einen Zug mit nur 1000 Personen Fassungsvermögen zu benutzen. Schließlich mußte ein zusätzlicher Zug und Busse eingesetzt werden. Alle hatten Probleme an den Grenzen.

Ein Eisenbahnzug wurde den ganzen Tag über in Amsterdam von 150 Polizisten umzingelt, um die Insassen darin festzuhalten. Es wurde behauptet, sie hätten den Zug beschädigt und andere hätten keine Fahrkarten bezahlt. Eine weitere Gruppe wurde auf einem Platz vor dem Bahnhof eingekesselt. Von der Großdemonstration her kamen dann Leute und wollten sie befreien, aber massenhafte Polizei hinderte sie daran überhaupt nur zum Bahnhof durchzukommen - allerdings dauerten die Auseinandersetzung mehrere Stunden. 

Am Abend wurden die Eingekesselten dann mit Plastikstreifen gefesselt und vor ein Gefängnis gebracht. Sie durften dort nicht aussteigen - auch nicht zum Pinkeln. Am späten Samstag Nachmittag wurden sie dann zum Bahnhof Sloterdijk, außerhalb Amsterdams gebracht und in einen Zug nach Italien gesteckt. In Maarn, nahe Utrecht war der Zug 32.35 bis 2.00 gesehen worden. 

In Arnheim stoppten die Italiener selbst den Zug mit der Forderung nach Essen und Trinken. Um 6.30 war der Zug laut ANP immer noch in Arnheim. Am frühen Sonntag morgen wurden sie dann in einen anderen Zug verfrachtet. 

Am Sonntag morgen wurde ein Zug in Mannheim gestoppt und die 100-150 Leute durften aber nicht aussteigen. Polizei war drinnen und draußen. Es wurde behauptet, sie hätten alle keinen Fahrschein und den Zug besetzt. Um 13 Uhr stand er immer noch da,

Am Sonntag um 15.00 Uhr passierte ein Zug mit italienischen Demonstranten die Grenze Richtung Deutschland. Deutsche Polizei führten intensive erkennungsdienstliche Maßnahmen im Zug durch, fotografierte die Leute und erfaßte Daten.

Große Tageszeitungen wie die SZ berichteten lediglich, daß die Polizei in Amsterdam "nach eigenen Angaben 14 Randalierer festgenommen habe."

Tja, Freizügigkeit für das Kapital im Wirtschaftsraum Europa, Polizeiterror gegen europäische Demonstrationen. Wir wollen ein anderes Europa!
Rückblick

(ein persönlicher Rückblick von F./Montage-Team, Mai 98) 

Die Montags-Demo in Göttingen - ein Rückblick   

Schon im Herbst 1996 entstand im Arbeitslosentreff „AuA“ die Idee, daß die Arbeitslosen und andere sozial Benachteiligte an die Öffentlichkeit gehen müßten, um so das allgemeine Bewußtsein in der Gesellschaft für die zunehmenden Probleme der vielen (Langzeit-) Arbeitslosen zu schärfen, um den internen Protest nach außen zu tragen. 
Erste Ansätze für die Öffentlichkeitsarbeit war die Herausgabe einer ersten Arbeitslosenzeitung (Henning Thiele und F.) im Frühjahr 1997 und Kontakt zum neu gegründeten „TUWAS“ und den IG-Metall-Arbeitslosengruppen.

Wir hatten die Hoffnung, daß durch einen zeitlich festen, öffentlichen und bekannten Ort und organisatorischen Rahmen, die nur schwer zu aktivierenden Arbeitslosen mobilisierbar wären und Politik und Gesellschaft sich neu und aktiv mit dem eskalierenden Problem der Arbeitslosigkeit befassen würde, wenn wir den Protest auf die Straße trügen. Ein wenig waren die „Montagsdemos“ in Leipzig in der alten DDR Vorbild, obwohl deren historische Situation und  Ziele natürlich ganz andere waren; zumindest aber die Methodik und der Verlauf und sein „Erfolg“ waren für Teile von uns schon motivierend, etwas ähnliches zu probieren. Auch der Bekanntheitsgrad des Begriffs „Montagsdemo“ waren verlockend.
Wohl bewußt, daß unsere Kräfte für eine größere Demonstration allein nicht ausreichten, suchten wir Demonstrationspartner, die unter ähnlichem „Sozialabbau“ wie die Arbeitslosen litten. Da zu diesem Zeitpunkt die Seehoferreform zu greifen begann, gab es ein großes Protestpotential bei allen im Gesundheits- und Sozialbereich Tätigen, auch in kirchlichen karitativen Organisationen und den Wohlfahrtsverbänden. Das Ergebnis dieser Kontaktsuche war das Bündnis gegen Sozialabbau, zu dem über 40 Gruppen gehörten.

Von Anfang an gab es Widerstand gegen eine regelmäßige Montagsdemo von Teilen des sehr breiten Bündnisses (Angst vor Blamage wg. geringer Beteiligung, Unprofessionalität, geringe Kräfte und Akzeptanz bei den Betroffenen usw.), über die sich die Mehrheit der Beteiligten aber mit Recht hinwegsetzten, wie der „Erfolg“ der Montagsdemos im Jahr 1997 bewiesen hat.

Das Engagement und die Beteiligung der verschiedenen Gruppen war besonders im ersten Halbjahr für die bis dahin in Göttingen fast tote politische Protestszene schon verblüffend gut, auch dank des sehr regen „Organisationsausschußes“, der eigentlich nur koordinieren und technisch organisieren sollte, letztlich (bes. in der zweiten Hälfte des Jahres) aber immer mehr zum eigentlichen Motor der „Mo-demo-Bewegung“ wurde.
Um so ärgerlicher war, daß uns die örtliche Presse (sprich GT) fast völlig ignorierte, bestenfalls bestimmte Montage, wo sich der DGB oder die Gesundheitsgruppen präsentierten, mit Berichten bedachte.

Wenn man nach nachhaltigen „Erfolgen“ dieser Arbeitslosenprotest-Bewegung sucht, kann man vielleicht eine leichte Änderung dieses Verhaltens in allen Medien für uns verbuchen, besonders nachdem die Bielefelder Koordinierungsstelle der Arbeitsloseninitiativen zu bundesweit einheitlichem Protest vor den Arbeitsämtern aufgerufen hatte.

Und auch die Tatsache, daß heute, ein paar Monate vor der Bundestagswahl, wirklich alle Parteien zumindest formal die Arbeitslosigkeit zum wichtigsten politischen Problem erklärt haben, ist wohl zumindest zu einem Teil den vielen, wenn auch zahlenmäßig eher unspekta-kulären Arbeitslosenprotesten zu verdanken. Auch die Politisierung und das geweckte Engagement mehrerer vorher frustrierter Arbeitsloser für das Bündnis und die Montagsdemo können zum Erfolg dieses Versuchs gezählt werden.

Wenn die Montagsdemos nun heute, im Mai 1998 (vorläufig?) eingestellt werden, bleibt dennoch Bedarf an Analyse dessen, was nicht erreicht wurde und warum keine Massenbewegung daraus geworden ist, die sich manche von dieser Idee erhofft hatten. Einige Punkte sollen hier stichpunktartig hervorgehoben werden, ohne Anspruch auf Vollständigkeit zu erheben:

> Diffusität und Partikularität der Gruppeninteressen: Es stellte sich immer mehr heraus, daß jede der im Bündnis „vereinigten“ Gruppen zwar gern die Solidarität der anderen hätten, deren „Funktionäre“ es aber nicht vermochten, jeweils „ihre“ Klientel dafür, also für die dauernde montägliche Präsenz gewinnen konnten. Z.T. wurden, z.B. bei den „Gesundheitsleuten“ auch Teile der protestauslösenden Maßnahmen seitens der Regierung zurückgenommen, so daß deren „Anlaß“ für weitere Protest (scheinbar) wegfiel. Jedenfalls beteiligte sich diese am Anfang sehr starke Gruppe immer weniger. Auch die kirchlichen Gruppen zogen sich alsbald zurück, angeblich wegen zu radikaler Embleme, Forderungen oder Beteiligung von sog. „Linksradikalen“, womit wohl die PDS oder die „Antifa“ gemeint waren. Ein klärendes Gespräch in und zwischen diesen Gruppierungen wurde leider nie geführt. Sie blieben einfach weg.

> Mangelnde Öffentlichkeit: Während am Anfang noch über die Gruppen und viele Aktivisten viele Flugblätter verteilt wurden und auch ab und zu Berichte in der Presse erschienen, sank diese Öffentlichkeitsarbeit und wurde eben auch nicht durch eine regelmäßige Presseberichterstattung aufgefangen. Die Kräfte für eine weitläufige Werbung durch die Aktivisten waren aber bald erschöpft, zumal eben nicht genügend neue Kräfte durch die Demos zuflossen.
Die Mundpropaganda, das indirekte Bekanntwerden durch die Dauer konnte dieses Manko nicht auffangen. Beispiel: Noch im Herbst 1997 bekannte eine Studentenvertreterin, die nunmehr um Mitarbeit für ihre Demos bei uns warb, daß sie bis dahin nichts von unseren Montagsdemos gewußt hätte!

> Interne Streitigkeiten der beteiligten (Aktivisten-)Gruppen gab es auch, besonders über Kompetenzen des Organisationsaausschußes (z.B. Presseerklärungen) und die Federführung hierbei. Insgesamt würde ich die aber nicht zu hoch einschätzen, auch wenn sie manchmal lästig und für manche Tage auch hinderlich waren. Trotzdem: Die psychische und praktische Fähigkeit, mit Konflikten innerhalb von politisch orientierter Gruppen umzugehen, die sog. „emotionale Intelligenz“ ist leider nicht weiter entwickelt wie in der übrigen Gesellschaft, darunter leidet manches persönliche Engagement.
Und sicherlich wären die Werbe- und Organisationsmöglichkeiten für die Montagsdemos größer gewesen, wenn sich wirklich alle Gruppen, insbesondere der DGB von innen heraus (und von Oben unterstützt!) gleichermaßen engagiert hätten. Die bloße finanzielle Unterstützung in Form von Flugblattpapier und Megaphonen reicht eben nicht aus...

> mangelnde Zieldiskussion, mangelnde gemeinsame Basis des Protestes:
Für inhaltliche Diskussionen und die Erarbeitung einer gemeinsamen Plattform waren die Bündnistreffen wegen anderer Organisationsfragen schon rein zeitlich meist nicht in der Lage. Aber auch aus Angst vor Zersplitterung und unüberwindlicher Gegensätze wurde m.E. die Diskussion über gemeinsame Grundlagen und Ziele vermieden. Fragen wie „Ist es überhaupt noch sinnvoll und möglich, daß alle wieder die oder eine ähnlich Arbeit bekommen, die sie vorher hatten“, blieben genauso ungeklärt wie die Frage, ob nicht doch eine grundlegende und systemische Änderung unserer Arbeits- und Marktordnung zu fordern wäre (früher nannte man das: „die Systemfrage stellen“), statt hier und da dafür zu demonstrieren, daß man sich beim Arbeitsamt nicht so häufig bewerben brauchen sollte, wie es das Arbeitsförderungsgesetz fordert...

Daß die Linke in der BRD seit 1989 kaum noch eine bedeutende Stimme oder gar Vertretung hat, paßt zur allgemeinen Orientierungslosigkeit, sobald es um Zieldefinitionen geht - das macht sich dann eben auch bei solchen hier beschriebenen Unternehmungen schmerzlich bemerkbar...

> Die Mitglieder der Organisationsausschußes (= Koordinationsgruppe / Montage-Team) waren schließlich überfordert, das abbröckelnde Engagement der Bündnismitgliedergruppen aufzufangen, fühlten sich mehr und mehr alleingelassen und frustriert. Hier hätte rechtzeitig für Ersatz und neue Leute gesorgt werden müssen - aber woher nehmen und nicht stehlen?

> Nichtmobilisierbarkeit der Arbeitslosen und Sozialhilfeempfänger
Diese Mobilisierung war ja ein Hauptanliegen der Montagsdemo-Erfinder und sie ist trotz teilweise intensiver Flublattwerbung vor dem Arbeitsamt am wenigsten gelungen. Woran liegt das, wenn doch allein in der Stadt Göttingen die Arbeitslosenzahlen bis auf über 15000 stiegen und inzwischen über ein Drittel von ihnen sog. „Langzeitarbeitslose“ sind? Ein ganz einfacher Grund ist: „Bekennender Arbeitsloser“ will eigentlich kaum einer sein, anders als z.B. die Behinderten oder Schwulen . Arbeitslosigkeit wird als Defizitzustand, als zu überwindender Zustand angesehen, der für viele - eben und gerade auch von Arbeitslosen selbst - in unserer Geld- und Arbeitsgesellschaft auch immer noch als individueller Makel angesehen wird (Gedanken: „Es gibt ja die immer noch vielen anderen, die eben nicht arbeitslos sind, also muß es an mir selbst liegen, daß ich nichts tauge, wenn ich keine Arbeit habe“).
Sich dazu in einem Augenblick ihrer größten Demütigung öffentlich auf einer Demo zu bekennen, - dieser Schritt scheint für viele zu groß zu sein.

Viele - so zeigen Untersuchungen - empfinden sich auch gar nicht als echte Arbeitslose, manche sind es in der Tat auch nur wenige Monate, viele bemühen sich verzweifelt durch Bewerbungsmarathons, wieder etwas zu finden und ein nicht unerheblicher Teil ist so geschockt und deprimiert von der neuen Situation (der Arbeitslosigkeit), daß sie den Schritt zu einem politischen Engagement nicht mehr finden, es sei denn er war schon vorher ein politischer Mensch, der ja in der BRD eh nicht so häufig zu finden ist.

Zur individuellen Resignation und Perspektivlosigkeit - besonders bei den älteren Langzeitarbeitslosen - kommt die politische: „Was soll das (eine Demo) denn schon nützen, die da oben tun ja sowieso, was sie wollen, die fragen uns weder bei der Wiedervereinigung noch beim Euro, ob wir das wollen, warum sollten sie sich um ein paar Dutzend Demonstranten kümmern?“ Viele kümmern sich, wenn überhaupt dann eher darum, ihr persönliches Umfeld wieder einigermaßen neu zu organisieren, Nebenjobs zu suchen, Umschulungen ergattern, sich wenigstens privat ein wenig Geborgenheit und Anerkennung zu verschaffen. Für Politik ist da kein Raum mehr.

Trotz dieser kritischen Anmerkungen: Das Problem der Arbeitslosigkeit und der sozialen Ungerechtigkeiten bleibt auch weiterhin das zentrale Problem dieser unserer Gesellschaft, mit dem sich sowohl Politik als auch jeder einzelne beschäftigen werden müssen wird...
Eventuell sind die klassischen Formen des Protestes nicht mehr (allein) ausreichend, um alle am Konfliktbeteiligten zu mobilisieren.
Eventuell müssen neue Formen einer Gegenkultur gefunden werden, wo den Betroffenen alternativen für ihren sinnlos gewordenen Alltag, für ihre verlorenen Kontakte, für ihre verlorene soziale Anerkennung geboten wird, z.B. in Projekten wie Tauschbörsen oder anderen Arbeitslosenprojekten, die in eigener Regie, aber durchaus in einer quasi institutionellen Form aufgebaut werden müßten. Erst, wenn wieder eine Gemeinschaft gewonnen ist, läßt sich solidarisches (politisches) Handeln erwarten. Hierüber zu diskutieren und Neues auszuprobieren, bleiben alle Engagierten der Montagsdemo aufgefordert.
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vom Neuen Rathaus zum Marktplatz
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"Friedensengel" testet Spannweite
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Arbeitslose in der Kantine des Arbeitsamtes, hören gelangweilt dem stellvertretenden Direktor zu
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  Sketch des Frauengesundheitszentrums, und des Arbeitskreises Gesundheitspolitik gegen die Seehofer-Reform, am 28.4.97
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Das, vom Bündnis beschlossene Symbol
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Eine der vielen Montagsdemos beim Gänseliesel am Alten Rathaus, im Zentrum der Stadt
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Grüße aus Göttingen
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Montagsdemos 17.00 Uhr am Göttinger Gänseliesel (*) Protest gegen


Arbeitslosigkeit, Sozialabbau und Ausgrenzung / Bündnis gegen Sozialabbau


* Gänseliesel: Denkmal der ersten Göttinger Sozialhilfeempfängerin
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Lohnarbeitsloser, voll beschäftigt mit einer Blüm-Maske vorm Arbeitsamt Göttingen 
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Das "Göttinger Tageblatt" (Madsack-Konzern) kann nicht bis 300 zählen und spricht nur von "100 Demonstranten"





�.....aber nix passiert, der "Krankenwagen gehört den Musikern 
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Die Behindertengruppen haben mehrfach die Montagskundgebungen mitgestaltet. Vorne links, im Rollstuhl, Else Bräutigam (SHK), die mehrere engagierte Reden gehalten hat.
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Montagskundgebung am 10.3. und ein Krankenwagen....
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Die Trommelgruppe machte gute Stimmung
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Ein ganz gutes Transparent, daß unwiderbringlich verschollen blieb, nachdem ein Wolkenbruch etliche Göttinger Keller überflutet hatte
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Chronisten ratlos: Wann war das nochmal? 
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Aufnahme vom Vortrag des Sketches zur Arbeitslosigkeit, der im Abschnitt "Arbeitslose" dokumentiert ist
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Die Polizei kam immer, um Material für ihre Berichte zu sammeln, suchten immer irgendwelche "Verantwortliche", fragten worum es diesmal ginge, manchmal meckerten sie wegen irgendwas, z.B. weil mal ein Tisch da stand, der ja "nicht angemeldet" sei. Eigentlich sollten Kundgebungen ohne Anmeldungen laufen,
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